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Gemäß dem Beschluss des Parlaments wird folgende Rechtsvorschrift erlassen:
Tabakgesetz
Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist die Beendigung des Konsums von für den Menschen giftige Stoffe enthaltenden und Abhängigkeit erzeugenden Tabakwaren.
Zur Erreichung des in Absatz 1 formulierten Ziels umfasst dieses Gesetz Maßnahmen, mit denen der Beginn des Konsums von Tabakerzeugnissen und das Entstehen einer Nikotinabhängigkeit verhindert sowie die Beendigung des Konsums von Tabakerzeugnissen und verwandten Produkten gefördert und die Bevölkerung vor der Exposition gegenüber diesen Erzeugnissen geschützt werden soll.
§ 2 Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck:
1) Tabakerzeugnis ein Erzeugnis, das konsumiert werden kann und vollständig oder teilweise aus Tabak (nicotiana) besteht;
2) rauchloses Tabakerzeugnis ein Tabakerzeugnis, das nicht mittels eines Verbrennungsprozesses konsumiert wird, unter anderem Kautabak, Schnupftabak und Tabak zum oralen Gebrauch;
3) Rauchtabakerzeugnis Tabakerzeugnisse mit Ausnahme von rauchlosen Tabakerzeugnissen; bei Anwendung dieses Gesetzes gilt Wasserpfeifentabak als Rauchtabakerzeugnis;
4) Zigarette eine Tabakrolle, die mittels eines Verbrennungsprozesses konsumiert werden kann und die in § 4 Absatz 1 des Tabaksteuergesetzes (1470/1994) definiert ist;
5) Zigarre eine Tabakrolle, die mittels eines Verbrennungsprozesses konsumiert werden kann und die in § 3 Absatz 1 des Tabaksteuergesetzes definiert ist;
6) Zigarillo eine Zigarre, die höchstens ein Gewicht von drei Gramm hat;
7) Tabak zum Selbstdrehen einen Tabak, der von Verbrauchern oder Verkaufsstellen zum Fertigen von Zigaretten verwendet werden kann;
8) Pfeifentabak einen Tabak, der mittels eines Verbrennungsprozesses konsumiert werden kann und ausschließlich für die Verwendung in einer Pfeife bestimmt ist;
9) Wasserpfeifentabak ein Tabakerzeugnis, das mit Hilfe einer Wasserpfeife verwendet werden kann; kann ein Erzeugnis sowohl in Wasserpfeifen als auch als Tabak zum Selbstdrehen verwendet werden, so gilt es als Tabak zum Selbstdrehen;
10) Kautabak ein rauchloses Tabakerzeugnis, das ausschließlich zum Kauen bestimmt ist;
11) Schnupftabak ein rauchloses Tabakerzeugnis, das über die Nase konsumiert werden kann;
12) Tabak zum oralen Gebrauch alle Tabakerzeugnisse zum oralen Gebrauch – mit Ausnahme von Erzeugnissen, die zum Inhalieren oder Kauen bestimmt sind –, die ganz oder teilweise aus Tabak bestehen und die in Pulver- oder Granulatform oder in einer Kombination aus beiden Formen, insbesondere in Portionsbeuteln oder porösen Beuteln, angeboten werden;
13) neuartiges Tabakerzeugnis ein Tabakerzeugnis, das kein Erzeugnis im Sinne von Absatz 4–12 ist und das für Verbraucher in der Europäischen Union (EU) nach dem 19. Mai 2014 in Verkehr gebracht wurde;
14) Tabakersatz Erzeugnisse, die in ihrer Verwendungsweise Tabak ähneln, aber keinen Tabak enthalten;
15) pflanzliches Raucherzeugnis Tabakersatz auf der Grundlage von Pflanzen, der keinen Tabak enthält und mittels eines Verbrennungsprozesses konsumiert werden kann;
16) Rauchgerät beim Rauchen oder der Vorbereitung dazu verwendete Geräte oder Zubehör;
17) Tabakimitat Erzeugnisse, die in ihrer Form Tabakerzeugnissen oder Tabakgeräten sehr ähneln, aber keinen Tabak oder Tabakersatz enthalten;
18) elektronische Zigarette ein Erzeugnis, das zum Konsum nikotinhaltigen Dampfes mittels eines Mundstücks verwendet werden kann, sowie jeden Bestandteil dieses Produkts, unabhängig davon, ob das Erzeugnis ein Einwegprodukt oder mittels eines Nachfüllbehälters oder eines Tanks nachfüllbar ist oder mit Einwegkartuschen nachgeladen werden kann;
19) Nikotinflüssigkeit eine nikotinhaltige Flüssigkeit, die mit einer elektronischen Zigarette verdampft wird und deren Nikotingehalt höchstens 20 mg/ml beträgt und die keinem Verwendungszweck im Sinne von § 3 Absatz 1 des Arzneimittelgesetzes (395/1987) dient;
20) Nachfüllbehälter ein Behältnis, der Nikotinflüssigkeit enthält, die zum Nachfüllen einer elektronischen Zigarette verwendet werden kann;
21) Nikotinkartusche einen austauschbaren Bestandteil einer elektronischen Zigarette, der Nikotinflüssigkeit enthält;
22) Inhaltsstoff Tabak, einen Zusatzstoff sowie jeden in einem endgültigen Tabakerzeugnis oder verwandten Erzeugnis vorhandenen Stoff oder Bestandteil, einschließlich Papier, Filter, Druckerfarben, Kartuschen und Kleber;
23) Zusatzstoff einen Stoff mit Ausnahme von Tabak, der einem Tabakerzeugnis oder einer Packung oder einer Außenverpackung zugesetzt wird; bei Nikotinflüssigkeit bezeichnet Zusatzstoff einen Stoff mit Ausnahme von Nikotin, der einer Nikotinflüssigkeit oder einer Packung oder einer Außenverpackung zugesetzt wird;
24) charakteristischer Geruch oder Geschmack einen vom Tabakgeruch oder -geschmack unterscheidbaren Geruch oder Geschmack, der durch einen Zusatzstoff oder eine Kombination von Zusatzstoffen erzeugt wird;
25) schädliche Stoffe Stoffe, die bei der für diese Erzeugnisse vorgesehenen Verwendung von Tabakerzeugnissen oder ähnlichen Produkten freigesetzt werden;
26) Teer das wasserfreie nikotinfreie Rauchkondensat;
27) Nikotin die Nikotinalkaloide;
28) Höchstwert den maximalen Gehalt oder die maximale Emission eines Stoffs in einem Tabakerzeugnis, gemessen in Milligramm;
29) Toxizität das Ausmaß, in dem sich ein Stoff schädlich auf den menschlichen Organismus auswirken kann, einschließlich Langzeitwirkungen, in der Regel durch wiederholten oder regelmäßigen Konsum oder wiederholte oder regelmäßige Exposition;
30) CMR-Eigenschaften die Eigenschaften von Tabak- oder ähnlichen Erzeugnissen , die krebserzeugend, erbgutverändernd oder fortpflanzungsgefährdend wirken;
31) Packung die kleinste Einzelverpackung eines Tabakerzeugnisses oder anderen Erzeugnisses im Sinne dieses Gesetzes, die in Verkehr gebracht wird;
32) Außenverpackung eine Verpackung, in der Tabakerzeugnisse oder andere Erzeugnisses im Sinne dieses Gesetzes in Verkehr gebracht werden und in der sich eine Packung oder mehrere Packungen befinden; transparente Umhüllungen gelten jedoch nicht als Außenverpackung;
33) Verkaufsstelle einen Kundendienst innerhalb eines Geschäfts, wo Tabakerzeugnisse und Nikotinflüssigkeit abgegeben oder verkauft werden;
34) Rauchen den Konsum von Raucherzeugnissen;
35) Innenraum geschlossene Wohn-, Aufenthalts-, Warte- und Arbeitsräume mit einer Decke, Fußboden und Wänden sowie Räume zu diesen Zwecken, die durch Hinzufügen einer Ebene in einen geschlossenen Raum umgewandelt werden können;
36) Raucherraum einen gesonderten Raum innerhalb von Innenräumen, den die Bauüberwachungsbehörde zum Rauchen zugelassen hat;
37) öffentliche Veranstaltung eine öffentliche Versammlung oder Publikumsveranstaltung im Sinne des Versammlungsgesetzes (530/1999).
§ 3 Einschränkungen des Geltungsbereichs
Dieses Gesetz gilt nicht für Arzneimittel, für die eine Verkaufsgenehmigung im Sinne von § 21 Arzneimittelgesetz erteilt wurde, und nicht für Erzeugnisse, auf die das Betäubungsmittelgesetz (373/2008) oder das Gesetz über medizinische Vorrichtungen und Erzeugnisse (629/2010) Anwendung findet.
Abschnitt 2
Behörden
§ 4 Aufgaben des Ministeriums für Soziales und Gesundheit
Die Verantwortung für die Einhaltung dieses Gesetzes und der auf dessen Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften und die entsprechende Anleitung obliegen dem Ministerium für Soziales und Gesundheit.
§ 5 Aufgaben des Instituts für Gesundheit und Wohlfahrt
Das Institut für Gesundheit und Wohlfahrt überwacht und untersucht die Auswirkungen der in diesem Gesetz festgelegten Maßnahmen und Änderungen der Einzelhandelspreise für Tabakerzeugnisse auf die Verbreitung des Rauchens und wirkt aktiv und unterstützend an der Forschung, Überwachung und Entwicklung von Maßnahmen zur Verringerung der durch das Rauchen verursachten Gefahren und Schäden für die Gesundheit mit.
Das Institut für Gesundheit und Wohlfahrt verfolgt die Marktentwicklung von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern einschließlich der Frage, ob die Verwendung dieser Produkte bei jungen Menschen und Nichtrauchern zu einer Nikotinabhängigkeit führt und diese schließlich veranlasst, Tabakerzeugnisse zu konsumieren.
§ 6 Aufgaben der Valvira
Die Aufsichtsbehörde für Soziales und Gesundheit (Valvira) leitet die regionalen Verwaltungsbehörden und Gemeinden bei der Erfüllung der ihnen gemäß diesem Gesetz obliegenden Aufgaben an und kontrolliert die Einhaltung dieses Gesetzes in der Weise, wie durch nachfolgende Rechtsvorschriften festgelegt wird.
Die der Valvira obliegende Überwachung der Kompetenz der Testlaboratorien und der Prüfverfahren erfolgt mit Hilfe der Akkreditierungsstelle des Zentrums für Sicherheit und chemische Stoffe (FINAS-Akkreditierungsdienst). Der FINAS-Akkreditierungsdienst verfügt bei diesen unterstützenden Aufgaben über die Rechte der Überwachungsbehörde im Sinne von §§ 88 und 89.
Das Zentrum für Sicherheit und chemische Stoffe unterstützt die Valvira bei der Kontrolltätigkeit im Zusammenhang mit Nikotinflüssigkeit.
§ 7 Aufgaben der regionalen Verwaltungsbehörde
Die regionale Verwaltungsbehörde leitet die Gemeinden bei der Umsetzung der Bestimmungen und Vorschriften dieses Gesetzes und der auf dessen Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften in ihrem Zuständigkeitsbereich an. Die regionale Verwaltungsbehörde kümmert sich weiterhin um die regionalen Aktivitäten zur Beendigung des Rauchens.
§ 8 Aufgaben der Gemeinden
Die Gemeinden überwachen die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes und der auf dessen Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften in der Weise, wie durch nachfolgende Rechtsvorschriften festgelegt wird. Die Gemeinden kümmern sich weiterhin um die örtlichen Aktivitäten zur Beendigung des Rauchens.
Die Gemeinden sind nicht berechtigt, ihre Zuständigkeit für die Annahme eines Überwachungsplans gemäß § 86 an eine ihr unterstehende Behörde zu übertragen.
Für die Tätigkeit der Gemeinden auf der Grundlage dieses Gesetzes gilt das Gesetz über die Planung und staatliche Unterstützung des Sozial- und Gesundheitswesens (733/1992).
Abschnitt 3
Anforderungen und Meldungen für Tabakerzeugnisse
§ 9 Allgemeine Pflichten für Hersteller und Importeure von Tabakerzeugnissen
Hersteller und Importeure von Tabakerzeugnissen tragen dafür Sorge, dass Tabakerzeugnisse, die für den gewerblichen Verkauf oder sonstige Art der Abgabe vorgesehen sind, den betreffenden Rechtsvorschriften und Bestimmungen entsprechen.
§ 10 Verbotene Zusatzstoffe und Eigenschaften
Im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit dürfen an Verbraucher nicht verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden:
1) Zigaretten oder Tabak zum Selbstdrehen, die einen charakteristischen Geruch oder Geschmack haben;
2) Tabakerzeugnisse, bei denen die enthaltenen Zusatzstoffe den Eindruck erwecken können, dass das Erzeugnis Wirkungen auf die Gesundheit hat oder dass das dadurch verursachte Gesundheitsrisiko geringer ist als bei anderen Tabakerzeugnissen;
3) Tabakerzeugnisse, bei denen die enthaltenen stimulierenden Mischungen oder sonstige Zusatzstoffe den Eindruck von Energie und Vitalität erwecken können;
4) Tabakerzeugnisse, deren Zusatzstoffe färbende Eigenschaften für Emissionen haben;
5) Tabakerzeugnisse, deren Zusatzstoffe in unverbrannter Form CMR-Eigenschaften haben;
6) Rauchtabakerzeugnisse, deren Zusatzstoffe die Nikotinaufnahme oder das Inhalieren erleichtern;
7) Zigaretten oder Tabak zum Selbstdrehen, die in ihren irgendwelchen Bestandteilen Aromastoffe enthalten, mit denen sich der Geruch oder Geschmack der Produkte oder deren Rauchintensität verändern lassen;
8) Zigaretten, deren Filter, Papier oder Kapseln Tabak oder Nikotin enthalten;
9) Tabakerzeugnisse, die Zusatzstoffe in Mengen enthalten, die die toxische oder suchterzeugende Wirkung oder die CMR-Eigenschaften eines Tabakerzeugnisses beim Konsum um ein signifikantes oder messbares Maß erhöhen.
Mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit können zur Umsetzung der EU-Rechtsvorschriften zu Zusatzstoffen in Tabakerzeugnissen Höchstwerte für solche Zusatzstoffe oder Kombinationen von Zusatzstoffen festgelegt werden, die einen charakteristischen Geruch oder Geschmack im Sinne von Absatz 1 Unterabsatz 1 bewirken.
§ 11 Höchstwerte und Messung von schädlichen Stoffen
Die beim Konsum von Zigaretten entstehenden Teer-, Nikotin- und Kohlenmonoxidgehalte sind zu messen und die Genauigkeit der Messungen ist vor Zulassung des Erzeugnisses im Einzelhandel sicherzustellen. Mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit werden nähere Bestimmungen zu den Höchstwerten an beim Konsum von Zigaretten entstehendem Teer, Nikotin und Kohlenmonoxid sowie zu den Verfahren der Messung und Bescheinigung erlassen.
Mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit können zur Umsetzung der EU-Rechtsvorschriften zu Höchstwerten in Tabakerzeugnissen Bestimmungen erlassen werden:
1) zu den Höchstwerten von beim Konsum von Zigaretten entstehenden sonstigen schädlichen Stoffen als Teer, Nikotin und Kohlenmonoxid;
2) zu den Höchstwerten von beim Konsum von sonstigen Tabakerzeugnissen als Zigaretten entstehenden schädlichen Stoffen.
§ 12 Brandsicherheitsanforderungen für Zigaretten
Die Brandeigenschaften von Zigaretten müssen den entsprechenden Brandsicherheitsbestimmungen an selbstlöschende Zigaretten erfüllen. Die Anforderungen müssen getestet und die Erfüllung vor Zulassung für den Einzelhandel nachgewiesen werden. Mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit werden nähere Bestimmungen zu den Verfahren der Prüfung und Bescheinigung von Brandeigenschaften erlassen.
§ 13 Meldung der Inhaltsstoffe, schädlichen Stoffe und Brandsicherheit
Bevor Tabakerzeugnisse im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit an Verbraucher verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden, muss der Hersteller oder Importeur der Valvira folgende Unterlagen vorlegen:
1) eine Liste mit den beim Konsum von Zigaretten entstehenden Teer-, Nikotin- und Kohlenmonoxidgehalten sowie Angaben zu dem Testlabor, in dem die Messung und Bescheinigung erfolgte;
2) Listen mit den Werten von beim Konsum von Zigaretten entstehenden sonstigen schädlichen Stoffen als den in Absatz 1 genannten sowie deren Messverfahren sowie mit den Werten von beim Konsum von sonstigen Tabakerzeugnissen als Zigaretten entstehenden schädlichen Stoffen;
3) ein Verzeichnis der Inhaltsstoffe aufgeschlüsselt nach Markennamen und Art des Erzeugnis mit sämtlichen bei der Herstellung jedes Tabakerzeugnisses verwendeten Inhaltsstoffen sowie deren Mengen;
4) bei Zigaretten und Tabak zum Selbstdrehen ein technisches Dokument mit einer allgemeinen Beschreibung der verwendeten Zusatzstoffe und ihrer Eigenschaften;
5) bei Zigaretten Forschungsberichte und Stellungnahmen eines anerkannten Testlabors oder Forschungsinstituts, die nach Markennamen aufgeschlüsselt die Erfüllung der Brandsicherheitsanforderungen bescheinigen sowie Angaben zu dem Testlabor oder Forschungsinstitut.
Die Angaben im Sinne von Absatz 1 Unterabsatz 2 müssen nur dann vorgelegt werden, wenn für die schädlichen Stoffe im Sinne dieser Bestimmung Höchstwerte gemäß § 11 Absatz 2 festgelegt sind.
Mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit werden nähere Bestimmungen zum Aufbau der Listen und sonstigen Dokumente gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1-4, zu den Berichten über Inhaltsstoffe als Anlage zu den Listen sowie zu toxikologischen und sonstigen Angaben erlassen.
§ 14 Änderungsmeldungen
Hersteller oder Importeure von Tabakerzeugnissen müssen die Valvira unterrichten, wenn die Zusammensetzung eines Erzeugnisses so verändert wird, dass davon die gemäß § 13 zu übermittelnden Informationen berührt sind. Der betreffende Hersteller oder Importeur muss der Valvira die geänderten Angaben übermitteln, bevor das Erzeugnis gewerblich an Verbraucher verkauft oder in anderer Weise abgegeben wird.
§ 15 Marktforschung und Verkaufsmengen
Hersteller und Importeure übermitteln der Valvira hinsichtlich der Inhaltsstoffe und schädlichen Stoffe:
1) verfügbare Studien zur Marktforschung und zu den Präferenzen verschiedener Verbrauchergruppen;
2) Zusammenfassungen der Marktstudien, die ein Hersteller oder Importeur anlässlich der Markteinführung neuer Produkte anfertigt.
Hersteller oder Importeure müssen der Valvira außerdem jährlich die Verkaufsmengendaten je Marke und Art für Finnland melden. Die Verkaufsmengen sind für Zigaretten, Zigarren und Zigarillos in Stück und für sonstige Tabakerzeugnisse in Kilogramm anzugeben.
§ 16 Untersuchungen zu den wichtigsten Inhaltsstoffen
Enthalten Zigaretten oder Tabak zum Selbstdrehen einen Zusatzstoff, der auf der Prioritätenliste der Inhaltsstoffe gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 2014/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Herstellung, die Aufmachung und den Verkauf von Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen und zur Aufhebung der Richtlinie 2001/37/EG (Tabakerzeugnisrichtlinie) steht, so muss der Hersteller oder Importeur für jeden Zusatzstoff durch Untersuchungen prüfen:
1) ob der Zusatzstoff zur Toxizität oder zum Suchtpotenzial der betreffenden Erzeugnisse beiträgt und ob dies bewirkt, dass die Toxizität oder das Suchtpotenzial in einem der betreffenden Erzeugnisse auf signifikante oder messbare Weise erhöht wird;
2) ob der Zusatzstoff einen charakteristischen Geruch oder Geschmack erzeugt;
3) ob der Zusatzstoff das Inhalieren oder die Nikotinaufnahme erleichtert;
4) ob der Zusatzstoff zur Bildung von Stoffen führt, die CMR-Eigenschaften haben, um welche Mengen es sich dabei handelt und ob dies bewirkt, dass die CMR-Eigenschaften in den betreffenden Erzeugnissen in signifikantem oder messbarem Maße verstärkt werden.
Die in Absatz 1 genannten Studien berücksichtigen die bestimmungsgemäße Verwendung der betreffenden Erzeugnisse und untersuchen insbesondere die durch den Verbrennungsprozess, der auch den betreffenden Zusatzstoff einschließt, entstehenden schädlichen Stoffe. Ferner untersuchen die Studien die Wechselwirkung des betreffenden Zusatzstoffs mit anderen in den betreffenden Erzeugnissen enthaltenen Inhaltsstoffen. 
Hersteller oder Importeure, die denselben Zusatzstoff in ihren Tabakerzeugnissen verwenden, können bei Verwendung dieses Zusatzstoffes in vergleichbarer Produktzusammensetzung eine gemeinsame Studie durchführen.
§ 17 Erweiterte Meldepflicht
Hersteller und Importeure von Zigaretten und Tabak zum Selbstdrehen erstellen einen Bericht über die Ergebnisse von Studien im Sinne von § 16. Dieser Bericht enthält eine Zusammenfassung und einen Überblick über die verfügbare wissenschaftliche Literatur zu dem untersuchten Zusatzstoff sowie eine Zusammenfassung der internen Daten über die Wirkungen des Zusatzstoffes.
Spätestens 18 Monate nach Aufnahme des betreffenden Zusatzstoffes in die Prioritätenliste nach § 16 Absatz 1 legen die Hersteller oder Importeure der Europäischen Kommission (Kommission) diese Berichte sowie der Valvira und den zuständigen Behörden derjenigen Mitgliedstaaten, in denen ein Tabakerzeugnis, das diesen Zusatzstoff enthält, in Verkehr gebracht wurde, eine Kopie davon vor.
Die Kommission und die Valvira können von den Herstellern oder Importeuren zusätzliche Informationen über den betreffenden Zusatzstoff verlangen. Diese zusätzlichen Informationen sind Teil des Berichts. Die Kommission und die Valvira können verlangen, dass dieser Bericht von einem unabhängigen wissenschaftlichen Gremium einer vergleichenden Analyse unterzogen wird.
§ 18 Ausnahmeregelung für kleine und mittlere Unternehmen
Die Bestimmungen zu den Pflichten von Herstellern und Importeuren gemäß §§ 16 und 17 gelten gemäß Artikel 6 Absatz 5 der Tabakerzeugnisrichtlinie nicht für kleinere und mittlere Unternehmen, wenn der Bericht über diesen Zusatzstoff von einem anderen Hersteller oder Importeur erstellt wird.
§ 19 Meldung neuartiger Tabakerzeugnisse
Hersteller oder Importeure von Tabakerzeugnissen melden der Valvira jedes neues Tabakerzeugnis, das sie zu verkaufen oder in anderer Weise an Verbraucher abzugeben beabsichtigen. Diese Meldung muss sechs Monate vor dem beabsichtigten Inverkehrbringen des neuen Tabakerzeugnisses erfolgen. Die Meldung muss eine detaillierte Beschreibung des betreffenden neuartigen Tabakerzeugnisses, eine Gebrauchsanweisung dafür und Informationen über Inhaltsstoffe und schädliche Stoffe gemäß § 13 enthalten.
Der betreffende Hersteller oder Importeur stellt der Valvira außerdem Folgendes bereit:
1) verfügbare wissenschaftliche Studien zu Toxizität, Suchtpotenzial und Attraktivität des neuartigen Tabakerzeugnisses, insbesondere was seine Inhaltsstoffe und schädlichen Stoffe anbelangt;
2) verfügbare Studien und Zusammenfassungen davon sowie Marktforschung zu den Präferenzen verschiedener Verbrauchergruppen;
3) eine Risiko-Nutzen-Analyse des Produkts, dessen erwartete Auswirkungen auf den Ausstieg und den Einstieg in den Tabakkonsum sowie erwartete Verbraucherwahrnehmungen zu dem Erzeugnis und weitere verfügbare sachdienliche Informationen über das Erzeugnis.
Die neuen und aktualisierten Untersuchungen und sonstige Informationen im Sinne von Absatz 2 sind der Valvira zu übermitteln. Die Valvira kann den Herstellern und Importeuren vorschreiben, zusätzliche Tests durchzuführen und zusätzliche Informationen vorzulegen.
§ 20 Art und Weise, Format und Zeitpunkt der Übermittlung von Informationen
Listen, Meldungen und sonstige Informationen im Sinne dieses Abschnitts sind der Valvira in elektronischer Form zu übermitteln. Das Gleiche gilt für die Übermittlung von Informationen an die Kommission und die zuständigen Behörden der anderen EU-Mitgliedstaaten gemäß § 17.
Mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit werden nähere Bestimmungen zum Format der Übermittlung von Informationen im Sinne von §§ 13-15 und 17 sowie zum Zeitpunkt der Datenübermittlung erlassen.
§ 21 Speicherung und Veröffentlichung von Informationen
Die Valvira speichert die auf der Grundlage von § 13–15 und 17 erhaltenen Informationen in elektronischer Form in einer Weise, dass die Kommission und die zuständigen Behörden der anderen EU-Mitgliedstaaten Zugriff darauf haben. Die Valvira übermittelt die nach § 19 erhaltenen Informationen an die Kommission.
Die Valvira macht die gemäß § 13 Absatz 1 Unterabsatz 1–4 sowie gemäß §§ 14, 15 und 17 erhaltenen Informationen unter Berücksichtigung des Schutzes von Geschäfts- und Berufsgeheimnissen auf Webseiten für die Allgemeinheit zugänglich. Hersteller oder Importeure von Tabakerzeugnissen geben bei der Übermittlung von Informationen gemäß § 13–15 an, bei welchen Informationen es sich um Geschäfts- und Berufsgeheimnisse handelt.
Mit einer Verordnung des Sozial- und Gesundheitsministeriums werden nähere Bestimmungen zu den Formaten der Bereitstellung von Informationen gemäß Absatz 2 erlassen.
§ 22 Gebühren für die Kontrolle von Inhaltsstoffen und schädlichen Stoffen
Die Valvira kann unter Beachtung der Bestimmungen im Gesetz über staatliche Gebühren (150/1992) von den Herstellern oder Importeuren von Tabakerzeugnissen Gebühren erheben:
1) für die Untersuchung, ob ein Tabakerzeugnis über gemäß § 10 verbotene Eigenschaften verfügt oder solche Zusatzstoffe enthält;
2) für die Ermittlung der beim Konsum von Zigaretten entstehenden Teer-, Nikotin- und Kohlenmonoxidgehalte;
3) für die Entgegennahme, Speicherung, Handhabung, Analyse und Veröffentlichung der Informationen, die einer Behörde gemäß §§ 13–15 übermittelt werden;
4) für vergleichende Analysen im Sinne von § 17 Absatz 3.
Abschnitt 4
Anforderungen und Meldungen für sonstige Erzeugnisse
§ 23 Allgemeine Pflichten für Hersteller und Importeure von sonstigen Erzeugnissen
Hersteller und Importeure von Tabakerzeugnissen tragen dafür Sorge, dass elektronische Zigaretten, Nachfüllbehälter, Nikotinflüssigkeiten, nikotinhaltige Flüssigkeiten, die mit einer elektronischen Zigarette verdampft werden, oder pflanzliche Raucherzeugnisse, die für den gewerblichen Verkauf oder sonstige Art der Abgabe vorgesehen sind, den betreffenden Rechtsvorschriften und Bestimmungen entsprechen.
§ 24 Anforderungen an elektronische Zigaretten und Nachfüllbehälter
Elektronische Zigaretten dürfen im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit an Verbraucher nur verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden, wenn Nikotindosen auf einem gleichmäßigen Niveau unter normalen Gebrauchsbedingungen abgegeben werden. Die elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehälter müssen kinder- und manipulationssicher sowie bruch- und auslaufsicher sein und über einen Mechanismus für eine auslauffreie Nachfüllung verfügen.
Mit einer Verordnung des Sozial- und Gesundheitsministeriums werden nähere Bestimmungen zu den technischen Normen für den Nachfüllmechanismus gemäß Absatz 1 erlassen. Mit einer Verordnung des Sozial- und Gesundheitsministeriums können nähere Bestimmungen auch zu den Normen erlassen werden, nach denen die Erfüllung der Anforderungen gemäß Absatz 1 bewertet wird.
§ 25 Anforderungen an Nikotinflüssigkeiten
Nikotinflüssigkeiten für elektronische Zigaretten dürfen im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit an Verbraucher nur verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden:
1) in eigens dafür vorgesehenen Nachfüllbehältern oder in elektronischen Einwegzigaretten oder Nikotinkartuschen; das Volumen des Nachfüllbehälters darf höchstens 10 ml bzw. bei elektronischen Einwegzigaretten des Tank oder der Nikotinkartusche höchstens 2 ml betragen;
2) wenn die Flüssigkeit keine Zusatzstoffe enthält, die in § 10 Absatz 1 Unterabsatz 2–6 für Tabakerzeugnisse aufgeführt sind;
3) wenn bei der Herstellung der Flüssigkeit nur Inhaltsstoffe von hoher Reinheit verwendet werden;
4) wenn die Flüssigkeit außer Nikotin nur Inhaltsstoffe enthält, die in erhitzter oder nicht erhitzter Form kein Risiko für die menschliche Gesundheit darstellen;
5) wenn der Flüssigkeit keine Geschmacksstoffe zugesetzt wurden.
Nikotinflüssigkeiten dürfen keine Inhaltsstoffe enthalten, für die keine Meldung gemäß § 27 erfolgt ist. Dies betrifft jedoch keine Spuren von Stoffen, deren Vorhandensein während der Herstellung technisch unvermeidbar ist.
Mit einer Verordnung des Sozial- und Gesundheitsministeriums können nähere Bestimmungen zu den Normen und Verfahren erlassen werden, die zur Bewertung der Erfüllung der Anforderungen gemäß Absatz 1 und 2 angewandt werden.
§ 26 Anforderungen an sonstige Flüssigkeiten für elektronische Zigaretten
Die Bestimmungen von § 25 Absatz 1 Unterabsatz 2–5 gelten auch für sonstige als Nikotinflüssigkeiten, die mit einer elektronischen Zigarette verdampft werden.
§ 27 Anmeldung von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern
Hersteller oder Importeure von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern melden der Valvira jedes Erzeugnis, das sie zu verkaufen oder in anderer Weise an Verbraucher abzugeben beabsichtigen. Die Meldung muss in elektronischer Form sechs Monate vor dem Inverkehrbringen des Erzeugnisses erfolgen. Bei jeder wesentlichen Änderung des Erzeugnisses muss eine neue Meldung erfolgen.
Die Meldung muss folgende Angaben enthalten:
1) den Namen und die Kontaktangaben des Herstellers, einer verantwortlichen juristischen oder natürlichen Person in der EU sowie gegebenenfalls des Importeurs, der das Erzeugnis in die EU einführt;
2) eine Liste aller Inhaltsstoffe, die in dem Erzeugnis enthalten sind, und aller Emissionen, die durch den Gebrauch des Erzeugnisses verursacht werden, nach Markennamen und Art, einschließlich der jeweiligen Mengen;
3) toxikologische Daten bezüglich der Inhaltsstoffe und Emissionen des Erzeugnisses, einschließlich bei Erhitzen, insbesondere unter Bezugnahme auf ihre Auswirkungen auf die Gesundheit der Verbraucher bei Inhalieren und unter Berücksichtigung u. a. aller etwaigen suchterzeugenden Wirkungen;
4) Informationen über die Nikotindosis und -aufnahme bei Konsum unter normalen oder vernünftigerweise vorhersehbaren Bedingungen;
5) eine Beschreibung der Bestandteile des Erzeugnisses, einschließlich gegebenenfalls der Öffnungs- und Nachfüllmechanismen der elektronischen Zigarette oder der Nachfüllbehälter;
6) eine Beschreibung des Herstellungsverfahrens einschließlich der Information, ob dies eine Serienherstellung beinhaltet, und eine Erklärung, dass die Einhaltung der Anforderungen dieses Artikels durch das Herstellungsverfahren gewährleistet ist;
7) eine Erklärung, dass der Hersteller oder der Importeur die volle Verantwortung für die Qualität und Sicherheit des Erzeugnisses tragen, wenn es in Verkehr gebracht und unter normalen oder vernünftigerweise vorhersehbaren Bedingungen gebraucht wird.
Mit einer Verordnung des Sozial- und Gesundheitsministeriums werden nähere Bestimmungen zu den Formaten der Meldung gemäß diesem Paragraphen erlassen.
§ 28 Marktforschung und Verkaufsmengen bei elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern
Hersteller oder Importeure von elektronischen Zigaretten oder Nachfüllbehältern übermitteln der Valvira jährlich folgende Informationen:
1) umfassende Daten über die Verkaufsmengen, aufgeschlüsselt nach Markennamen und Art des Erzeugnisses;
2) Informationen über die Präferenzen verschiedener Verbrauchergruppen;
3) Informationen über die Art des Verkaufs der Erzeugnisse;
4) Zusammenfassungen aller zu Fragen im Sinne von Absatz 1–3 durchgeführten Marktstudien, einschließlich einer englischen Übersetzung.
Mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit werden nähere Bestimmungen zur Übermittlung der Angaben gemäß Absatz 1 sowie zum Zeitpunkt der Datenübermittlung erlassen.
§ 29 Überwachung der schädlichen Auswirkungen von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern
Hersteller, Importeure und Vertreiber von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern müssen ein System zur Erhebung von Informationen über alle vermuteten schädlichen Auswirkungen dieser Erzeugnisse auf die menschliche Gesundheit einrichten und erhalten. Hersteller, Importeure und Vertreiber übermitteln die Informationen dieses Systems an die Valvira.
Mit einer Verordnung des Sozial- und Gesundheitsministeriums können nähere Bestimmungen zu den in einem Überwachungssystem gemäß Absatz 1 erfassten Daten, zur Darstellung der Daten, zu den schädlichen Auswirkungen, die berücksichtigt werden müssen, sowie zur Art und zum Zeitpunkt der Übermittlung dieser Daten erlassen werden. 
§ 30 Meldung von Inhaltsstoffen von pflanzlichen Raucherzeugnissen
Hersteller und Importeure pflanzlicher Raucherzeugnisse müssen der Valvira eine nach Markennamen und Art der Erzeugnisse gegliederte Liste aller Inhaltsstoffe und ihrer Mengen, die bei der Herstellung verwendet werden übermitteln, bevor das Erzeugnis gewerblich an Verbraucher verkauft oder in anderer Weise abgegeben wird.
Die Hersteller oder Importeure müssen die Valvira unterrichten, wenn die Zusammensetzung eines Erzeugnisses so verändert wird, dass davon die gemäß Absatz 1 zu übermittelten Informationen berührt sind. Der betreffende Hersteller oder Importeur muss der Valvira die geänderten Angaben übermitteln, bevor das Erzeugnis gewerblich an Verbraucher verkauft oder in anderer Weise abgegeben wird.
§ 31 Information über elektronische Zigaretten, Nachfüllbehälter und pflanzliche Raucherzeugnissen
Die Valvira macht die gemäß §§ 27 und 30 erhaltenen Informationen unter Berücksichtigung des Schutzes von Geschäfts- und Berufsgeheimnissen auf Webseiten für die Allgemeinheit zugänglich. Hersteller oder Importeure geben bei der Übermittlung von Informationen gemäß an, bei welchen Informationen es sich um Geschäfts- und Berufsgeheimnisse handelt.
Ungeachtet der Bestimmungen in § 16 Absatz 3 des Gesetzes über die Öffentlichkeit der Behördentätigkeit (621/1999) muss der Name einer öffentlichen Person gemäß § 27 Absatz 2 Unterabsatz 1 dieses Gesetzes entsprechend der Veröffentlichung von Informationen gemäß Absatz 1 dieses Paragraphen bekannt gegeben werden. Die Informationen gemäß § 27 Absatz 2 sind dauerhaft aufzubewahren.
Die Valvira stellt der Kommission und den zuständigen Behörden eines anderen EU-Mitgliedstaates auf Antrag alle gemäß §§ 27–29 erhaltenen Informationen zur Verfügung.
§ 32 Gebühren für die Überwachung von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern
Die Valvira kann unter Beachtung der Bestimmungen im Gesetz über staatliche Gebühren von den Herstellern oder Importeuren von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern Gebühren für die Entgegennahme, Speicherung, Handhabung, Analyse und Veröffentlichung der Informationen, die einer Behörde gemäß §§ 27–29 übermittelt werden, sowie für daraus abgeleiteten Maßnahmen erheben.
Abschnitt 5
Packungen
§ 33 Allgemeine Bestimmungen zu Packungen
Tabakerzeugnisse, elektronische Zigaretten, Nachfüllbehälter, Nikotinflüssigkeit und sonstige Flüssigkeiten, die mit einer elektronischen Zigarette verdampft werden, sowie pflanzliche Raucherzeugnisse dürfen nur in Packungen gemäß diesem Gesetz an Verbraucher verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden. Zigarren dürfen jedoch unter der Bedingung einzeln abgegeben werden, dass sie mit einer Kennzeichnung gemäß § 34 Absatz 1 Unterabsatz 1 versehen sind.
§ 34 Obligatorische Kennzeichnungen auf Packungen von Tabakerzeugnissen
Packungen von Tabakerzeugnissen weisen folgende Informationen auf:
1) Warnhinweise zu den Gesundheitsrisiken durch Tabakerzeugnisse in finnischer und schwedischer Sprache sowie in figurativer Form;
2) ein individuelles Erkennungsmerkmal zur Rückverfolgbarkeit sowie ein fälschungssicheres Sicherheitsmerkmal, bestehend aus sichtbaren und unsichtbaren Elementen.
Mit einer Verordnung des Sozial- und Gesundheitsministeriums werden nähere Bestimmungen erlassen:
1) zum Wortlaut, zu den Piktogrammen, zur Schriftart und -größe, zu den Farben, zur Rahmung, Oberfläche, Anordnung, Abwechslung, Befestigung, Unzerstörbarkeit und anderen Festlegungen zu den Warnhinweisen im Sinne von Absatz 1 Unterabsatz 1;
2) zur Platzierung und Befestigung des Erkennungsmerkmals im Sinne von Absatz 1 Unterabsatz 2, zu den durch das Erkennungsmerkmal erfassten Angaben sowie zu der Frage, welche Angaben in das Merkmal gehören und welche Angaben man elektronisch mit dessen Hilfe ermitteln kann;
3) zur Platzierung und Befestigung des Sicherheitsmerkmals im Sinne von Absatz 1 Unterabsatz 2 sowie zu den technischen Normen und eine eventuelle Abwechslung des Sicherheitsmerkmals.
§ 35 Verbotene Kennzeichnungen
Die Kennzeichnungen von Tabakerzeugnissen und ihren Packungen dürfen:
1) kein Tabakerzeugnis bewerben oder zu dessen Konsum anregen, indem sie einen irrigen Eindruck von seinen Eigenschaften, gesundheitlichen Wirkungen, Risiken oder schädlichen Stoffen erwecken;
2) keine Informationen über den Gehalt des Tabakprodukts an Nikotin, Teer oder Kohlenmonoxid enthalten;
3) nicht suggerieren, dass ein bestimmtes Erzeugnis weniger schädlich als andere sei oder auf eine Reduzierung einiger schädlicher Bestandteile des Rauchs abziele;
4) nicht suggerieren, dass das Erzeugnis belebende, energetisierende, heilende, verjüngende, natürliche oder ökologische Eigenschaften oder einen sonstigen Nutzen für die Gesundheit oder Lebensführung habe;
5) sich nicht auf den Geschmack, Geruch, eventuelle Aromastoffe oder sonstige Zusatzstoffe oder auf deren Fehlen beziehen;
6) keinem Lebensmittel- oder Kosmetikerzeugnis ähneln;
7) nicht suggerieren, dass das Erzeugnis Vorteile für die Umwelt aufweise;
8) nicht suggerieren, dass das Erzeugnis brandsicher sei oder in anderer Weise den Eindruck von Gefahrlosigkeit vermitteln bzw. den Anschein erwecken, dass das Erzeugnis brandsicherer als andere Produkte sei.
§ 36 Packungsgröße von Tabakerzeugnissen
Packungen von Tabakerzeugnissen müssen mindestens 20 Zigaretten, 30 g Tabak zum Selbstdrehen bzw. Pfeifentabak oder 10 Zigarillos enthalten.
Tabakerzeugnisse dürfen außer Zigarren nicht als Packungen an Verbraucher verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden, die kleinere Packungen enthalten oder in kleinere Packungen geteilt werden können.
§ 37 Form, Material und Öffnungsmechanismus bei Packungen von Tabakerzeugnissen
Packungen für Zigaretten müssen quaderförmig sein. Packungen für Tabak zum Selbstdrehen müssen Quader- oder Zylinderform sein oder die Form eines Beutels haben.
Eine Packung Zigaretten darf aus Karton oder einem weichen Material bestehen . Sie darf keine Öffnung haben, die sich nach dem ersten Öffnen wieder verschließen oder versiegeln lässt; davon ausgenommen sind Packungen mit Klappdeckel (Flip-Top-Deckel) bzw. Kappenschachteln mit Deckel. Bei Packungen mit einem Klappdeckel (Flip-Top-Deckel) und Klappschachtel-Öffnung muss sich das Scharnier des Deckels an der Rückseite der Packung befinden.
§ 38 Kennzeichnung der Packungen von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern
Die Packungen von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern enthalten:
1) eine Liste sämtlicher Inhaltsstoffe des Erzeugnisses in absteigender Rangfolge ihres Gewichts;
2) die Angabe des Nikotingehalts des Erzeugnisses und der Nikotinabgabe pro Dosis;
3) die Nummer der Herstellungscharge;
4) die Empfehlung, dass das Erzeugnis nicht in die Hände von Kindern gelangen darf;
5) einen Warnhinweis zu den Gesundheitsrisiken in finnischer und schwedischer Sprache, zu dessen Wortlaut, Schriftart und -größe, Farben, Oberfläche, Anordnung und anderen Festlegungen nähere Bestimmungen durch eine Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit erlassen werden.
Die Bestimmungen in Absatz 1, Unterabsatz 1, 2 und 5 gelten nicht für elektronische Zigaretten mit fertigem Liquiddepot.
Elektronische Zigaretten und Nachfüllbehälter bzw. ihre Packungen dürfen keine Kennzeichnungen im Sinne von § 35 tragen. Dies gilt jedoch nicht für die Angabe des Nikotingehalts und der Nikotinabgabe per Dosis.
§ 39 Zusätzliche Informationen zu elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern
Die Packungen mit elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern enthalten einen Beipackzettel mit Informationen zu Folgendem:
1) Gebrauchs- und Aufbewahrungsanweisungen für das Produkt, einschließlich eines Hinweises, dass das Erzeugnis nicht für den Gebrauch durch Jugendliche und Nichtraucher empfohlen wird;
2) Angaben zu Krankheiten und sonstigen gesundheitsrelevanten Umständen, die eine Gegenanzeige für den Konsum des Produkts bedingen;
3) Warnungen für spezielle Risikogruppen;
4) Angaben zu möglichen schädlichen Auswirkungen;
5) Angaben zu Suchtpotenzial und Toxizität;
6) Kontaktangaben des Herstellers oder Importeurs in der EU.
§ 40 Kennzeichnung von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern
Kennzeichnungen von elektronischen Zigaretten und von Nachfüllbehältern mit fertigem Liquiddepot sind in der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 geregelt.
§ 41 Kennzeichnung der Packungen von Tabakersatz für elektronische Zigaretten
Die Bestimmungen von § 38 Absatz 1 Unterabsatz 1 gelten auch für die Packungen von sonstigen als Nikotinflüssigkeiten, die mit einer elektronischen Zigarette verdampft werden.
§ 42 Kennzeichnung der Packungen von pflanzlichen Raucherzeugnissen
Packungen von pflanzlichen Raucherzeugnissen müssen einen Warnhinweis zu den Gesundheitsrisiken durch das Erzeugnis in finnischer und schwedischer Sprache enthalten. Nähere Bestimmungen zum Wortlaut, zur Schriftart und -größe, zu den Farben, zur Oberfläche, Anordnung und anderen Festlegungen werden mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit erlassen.
Pflanzliche Raucherzeugnisse bzw. ihre Packungen dürfen keine Kennzeichnungen im Sinne von § 35 Absatz 1-4 oder 6 tragen, und es darf auf dem Erzeugnis oder der Packung nicht angegeben sein, dass das Erzeugnis frei von Zusatz- und Aromastoffen ist.
§ 43 Ausnahmen für Warnhinweise im internationalen Verkehr
Die Bestimmungen in § 34 Absatz 1 Unterabsatz 1, § 38 Absatz 1 Unterabsatz 5 und § 42 Absatz 1 zu Warnhinweisen in finnischer und schwedischer Sprache gelten nicht für den Verkauf von Tabakerzeugnissen, elektronischen Zigaretten, Nachfüllbehältern und pflanzlichen Raucherzeugnissen in Duty-free-Verkaufsstellen auf Schiffen, in Flugzeugen und auf Flughäfen im gewerblichen internationalen Verkehr.
Abschnitt 6
Rückverfolgbarkeit von Tabakerzeugnissen
§ 44 Erfassung
Alle am Handel mit Tabakerzeugnissen beteiligten Wirtschaftsteilnehmer außer dem Einzelhändler erfassen den Übergang aller Packungen in ihren Besitz, alle zwischenzeitlichen Verbringungen und die endgültige Abgabe der Packungen aus ihrem Besitz. Die erfassten Daten dürfen nicht geändert oder gelöscht werden.
Die Wirtschaftsbeteiligten an der Lieferkette der Tabakerzeugnisse führen vollständige und genaue Aufzeichnungen aller einschlägigen Transaktionen.
Die Hersteller von Tabakerzeugnissen stellen allen Wirtschaftsbeteiligten im Sinne von Absatz 1 die Ausrüstung bereit, die notwendig ist, um die gekauften, verkauften, gelagerten, transportierten oder auf andere Weise gehandhabten Tabakerzeugnisse zu erfassen. Diese Ausrüstung muss in der Lage sein, die aufgezeichneten Daten elektronisch zu lesen und an einen Datenspeicher gemäß § 45 zu übermitteln.
§ 45 Datenspeichersystem
Die Hersteller und Importeure von Tabakerzeugnissen müssen mit einem unabhängigen Dritten Datenspeicherungsverträge über die Verwaltung des Speichers aller einschlägigen Daten schließen. Der physische Standort des Speichers muss sich in der EU befinden. Die Eignung des Dritten und der Datenspeicherungsvertrag werden von der Kommission zugelassen.
Die Tätigkeiten eines Dritten im Sinne von Absatz 1 werden von einem externen Prüfer überwacht, den der Hersteller des Tabaks vorschlägt und bezahlt und der von der Kommission zugelassen ist. Der externe Prüfer legt der Kommission und der Zollbehörde einen jährlichen Bericht vor, in dem insbesondere etwaige Unregelmäßigkeiten in Bezug auf den Zugriff beurteilt werden.
Die Kommission, die Zollbehörde und die zuständigen Behörden der anderen EU-Mitgliedstaaten sowie der externe Prüfer im Sinne von Absatz 2 haben vollständigen Zugang zum physischen Standort der Daten. In ordnungsgemäß begründeten Fällen können die Kommission oder die Zollbehörde den Herstellern oder Importeuren Zugriff auf diese Informationen gewähren.
Für den Schutz von Geschäfts- und Berufsgeheimnissen sowie von Personendaten gelten die gesondert dazu erlassenen Bestimmungen.
§ 46 Nähere Bestimmungen zur Rückverfolgbarkeit
Mit einer Verordnung des Sozial- und Gesundheitsministeriums werden nähere Bestimmungen erlassen:
1) zu den technischen Standards für die Errichtung und den Betrieb der für die Verfolgung und Rückverfolgung eingesetzten Systeme gemäß diesem Artikel einschließlich der Kennzeichnung mit einem individuellen Erkennungsmerkmal, der Aufzeichnung, Weiterleitung, Verarbeitung und Speicherung der Daten sowie des Zugangs zu gespeicherten Daten;
2) zu den technischen Standards, die gewährleisten sollen, dass die Systeme, die für die individuellen Erkennungsmerkmale und die damit zusammenhängenden Funktionen verwendet werden, in der gesamten EU vollständig kompatibel sind;
3) zu den Kernelementen der in § 45 genannten Datenspeicherung wie Laufzeit, Verlängerbarkeit, erforderliche Fachkenntnisse oder Vertraulichkeit, einschließlich der regelmäßigen Überwachung und Bewertung dieser Verträge.
Abschnitt 7
Verkauf und sonstige Art der Abgabe
§ 47 Genehmigungspflicht für den Einzelhandel
Tabakerzeugnisse und Nikotinflüssigkeiten dürfen im Einzelhandel bei Vorlage einer am Ort der Verkaufsstelle erteilten Einzelhandelslizenz für die betreffende Verkaufsstelle verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden. Die Lizenz für den Einzelhandel in einem beweglichen Verkehrsmittel in mehreren Gemeinden wird am Wohnort des Antragstellers erteilt. Die Meldepflicht für den Einzelhandel auf Schiffen und in Flugzeugen im Verkehr zwischen Finnland dem Ausland oder im Ausland ist in § 54 geregelt.
§ 48 Voraussetzungen und Hindernisse für die Erteilung einer Lizenz
Die Gemeinden erteilen auf Antrag eine Einzelhandelslizenz für den gewerblichen Verkauf von Erzeugnissen im Sinne von Absatz 1, sofern der volljährige Antragsteller einen annehmbaren Plan zur Selbstkontrolle im Sinne von § 60 vorlegt und für die Erteilung der Lizenz kein Hindernis gemäß Absatz 3 oder 4 besteht. Eine Lizenz darf nicht erteilt werden, wenn die im Antrag angegebene Tätigkeit offensichtlich einen Verstoß gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes oder der auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften darstellt.
Eine Einzelhandelslizenz kann befristet erteilt werden, wenn die Tätigkeit selbst befristet ist. Eine befristete Lizenz kann jeweils für höchstens ein Jahr ausgestellt werden.
Eine Einzelhandelslizenz darf nicht für Antragsteller erteilt werden. die im Verlauf der letzten fünf Jahre für einen Verstoß gegen das Gesetz über die Vermarktung von Tabak oder über den Verkauf von Tabak verurteilt wurden oder denen im Verlauf der letzten fünf Jahre dauerhaft eine auf der Grundlage des Tabakgesetzes (693/1976) erteilte Einzelhandelslizenz entzogen wurde.
Eine Einzelhandelslizenz darf nicht für Verkaufsstellen erteilt werden, die sich an einem der folgenden Orte befinden:
1) innerhalb eines Kindergartens oder einer Kindertagesstätte oder auf dem Außengelände;
2) in den Innenräumen einer Betreuungseinrichtung für unter 18-Jährige nach dem Kinderschutzgesetz (417/2007) und dem Gesetz über geistige Gesundheit (1116/1990) sowie auf dem für die Betreuten vorgesehenen Außengelände;
3) in den Innenräumen von Einrichtungen der Grundschulbildung, Berufsausbildung oder Bildung in der Gymnasialstufe oder in den Internaten der Schüler oder auf dem von einer solchen Bildungseinrichtung genutzten Außengelände.
§ 49 Form und Inhalt eines Lizenzantrags
Ein Antrag für eine Einzelhandelslizenz muss in schriftlicher Form gestellt werden. Der Antrag muss enthalten:
1) Name und Firma des Antragstellers, Kontaktangaben in Finnland, Personenkennziffer oder Unternehmens- bzw. Körperschafts-ID sowie Anschrift der Verkaufsstelle für die Erzeugnisse;
2) Plan zur Selbstkontrolle;
3) Darstellung der Anzahl der am Verkaufsort befindlichen Verkaufsstellen und ihre Lage;
4) Darstellung der Platzierung von Tabakerzeugnissen, Tabakersatzartikeln, elektronischen Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten in der Verkaufsstelle.
Über den Inhalt des Lizenzantrags können nähere Bestimmungen mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit erlassen werden.
§ 50 Aushang der Lizenz
Eine Einzelhandelslizenz muss in der Verkaufsstelle für die Kunden sichtbar ausgehängt werden. Über die Größe und das Erscheinungsbild sowie über den Aushang der Lizenz können nähere Bestimmungen mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit erlassen werden.
§ 51 Meldepflicht zur Lizenz
Inhaber einer Einzelhandelslizenz müssen der Gemeinde gegenüber dem Lizenzantrag geänderte Daten und die Beendigung der Verkaufstätigkeit mitteilen. Die Gemeinde muss der Valvira die Erteilung und den Widerruf einer Lizenz, Verstöße gegen das Verkaufsgesetz sowie die Beendigung der Verkaufstätigkeit mitteilen.
§ 52 Register der Einzelhandelslizenzen
Die Valvira und die Gemeinden führen zum Zweck der Bearbeitung, Kontrolle und Statistik von Lizenzangelegenheiten im Sinne dieses Gesetzes ein Lizenzregister für den Einzelhandel mit einem Verzeichnis aller Gewerbetreibenden, denen eine Lizenz gemäß § 47 erteilt wurde oder die eine solche Lizenz beantragt haben. Die Valvira ist für die Funktionstüchtigkeit des Datensystems für das Lizenzregister verantwortlich.
Zu registrieren sind folgende Angaben:
1) Name und Firma des Antragstellers, Kontaktangaben in Finnland, Personenkennziffer oder Unternehmens- bzw. Körperschafts-ID sowie Anschrift der Verkaufsstelle für die Erzeugnisse;
2) Lizenznummer, Angaben zur Tätigkeit, für die aufgrund dieses Gesetzes eine Lizenz erteilt wurde, und über die Selbstkontrolle, Angaben zu Verstößen gegen dieses Gesetz und auf seiner Grundlage erlassene Bestimmungen, Vorschriften und Verbote sowie Folgen solcher Verstöße und Angaben zu den von Überwachungsbehörden durchgeführten Überprüfungen und deren Ergebnissen;
3) weitere für die Bearbeitung, Kontrolle und Statistik von Lizenzangelegenheiten erforderliche Angaben.
Abweichend von den Bestimmungen in § 16 Absatz 3 des Gesetzes über die Öffentlichkeit der Behördentätigkeit können Name, Lizenznummer sowie Kontaktangaben von Lizenzinhabern für den allgemeinen Gebrauch im Register offen angeführt sein. Die Angaben zu den Gewerbetreibenden werden im Register für weitere fünf Jahre nach Beendigung der Verkaufstätigkeit oder Widerruf der Einzelhandelslizenz geführt.
§ 53 Meldung von Einzelhandelstätigkeiten für Nikotinflüssigkeit
Inhaber einer gültigen, auf der Grundlage des Tabakgesetzes (693/1976) erteilten Einzelhandelslizenz für Tabakerzeugnisse dürfen in der gleichen Verkaufsstelle auch Nikotinflüssigkeiten verkaufen, nachdem sie dazu bei der Gemeinde, die die Lizenz erteilt hat, eine schriftliche Meldung vorgelegt und eine Aktualisierung der Angaben gemäß § 49 Absatz 1 bei der Gemeinde vorgenommen haben.
Die Gemeinden übermitteln nach Eingang einer Meldung im Sinne von Absatz 1 dem Anmelder unverzüglich eine Empfangsbestätigung.
§ 54 Meldung von Einzelhandelsaktivitäten im grenzüberschreitenden Verkehr
Einzelhandel mit Tabakerzeugnissen und Nikotinflüssigkeiten darf auf Schiffen und in Flugzeugen im Verkehr zwischen Finnland dem Ausland von Gewerbetreibenden ausgeübt werden, die bei der Valvira ihre Tätigkeit in der fraglichen Verkaufsstelle angemeldet haben. Die Meldung muss die Angaben gemäß § 49 Absatz 1 enthalten.
Die Valvira übermittelt nach Eingang einer Meldung im Sinne von Absatz 1 dem Anmelder unverzüglich eine Empfangsbestätigung.
§ 55 Meldung von Großhandelstätigkeit
Großhandel mit Tabakerzeugnissen und Nikotinflüssigkeiten darf von Gewerbetreibenden ausgeübt werden, die am Ort der Verkaufsstelle eine schriftliche Anmeldung abgegeben haben. Die Meldung muss die Angaben gemäß § 49 Absatz 1 enthalten.
Eine entsprechende Meldung muss erfolgen, bevor wesentliche Änderungen in der Tätigkeit umgesetzt werden.
Die Gemeinden übermitteln nach Eingang einer Meldung im Sinne von Absatz 1 und 2 dem Anmelder unverzüglich eine Empfangsbestätigung.
§ 56 Einschränkungen für Großhandel
Tabakerzeugnisse und Nikotinflüssigkeiten dürfen im Großhandel nur an einen anderen Großhandel für den Weiterverkauf oder an Inhaber einer Einzelhandelslizenz gemäß § 47 oder auf der Grundlage des Tabakgesetzes (693/1976) sowie an Gewerbetreibende abgegeben werden, die eine Meldung gemäß § 54 vorgelegt haben.
§ 57 Verkaufsverbot für rauchlose Tabakerzeugnisse
Rauchlose Tabakerzeugnisse dürfen nicht verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden.
§ 58 Verkaufsverbot für Aromastoffe
Zur Aromatisierung von Nikotinflüssigkeit vorgesehene Stoffe dürfen an Verbraucher nicht verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden.
§ 59 Verbot der Abgabe an Minderjährige
Tabakerzeugnisse und Nikotinflüssigkeiten dürfen nicht an unter 18-Jährige verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden.
Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte und elektronische Zigaretten dürfen nicht im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit an unter 18-Jährige verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden.
In Verkaufsstellen für Erzeugnisse im Sinne von Absatz 1 und 2 muss eine Mitteilung zu Altersgrenzen so ausgehängt werden, dass Kunden diese leicht einsehen können. Über den Inhalt einer solchen Mitteilung werden nähere Bestimmungen mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit erlassen.
§ 60 Plan zur Selbstkontrolle
Gewerbetreibende, die Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten vertreiben, müssen auf eigene Kosten einen Plan zur Selbstkontrolle zur Einhaltung von Verboten im Sinne von § 59 Absatz 1 und 2 erstellen und umsetzen. Mit einer Verordnung des Sozial- und Gesundheitsministeriums werden nähere Bestimmungen zur Erstellung, zum Inhalt und zur Umsetzung des Plans zur Selbstkontrolle erlassen.
§ 61 Anwesenheit eines Verkäufers
In der Verkaufsstelle muss ein Verkäufer anwesend sein, wenn Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten an Verbraucher abgegeben werden.
§ 62 Mindestalter des Verkäufers
Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten dürfen nur von Personen im Alter von mindestens 18-Jahren verkauft werden. Jüngere Personen dürfen die genannten Produkte verkaufen, wenn der Verkauf unter der Kontrolle einer über 18-jährigen Person erfolgt.
§ 63 Verkaufsautomaten
Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten dürfen nicht aus Verkaufsautomaten abgegeben werden.
§ 64 Verbot von Fernabsatz
Tabakerzeugnisse, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten dürfen nicht im Wege der Telekommunikation im Sinne von Abschnitt 6 § 7 Absatz 2 des Verbraucherschutzgesetzes (38/1978) an Verbraucher verkauft oder auf andere Weise abgegeben werden.
Abschnitt 8
Einfuhr und Besitz
§ 65 Verbot von Einfuhr und Besitz durch Minderjährige
Unter 18-Jährige dürfen keine Tabakerzeugnisse oder Nikotinflüssigkeiten einführen und besitzen.
§ 66 Einfuhrverbot für rauchlose Tabakerzeugnisse
Die Einfuhr von rauchlosen Tabakerzeugnissen ist verboten. Das Einfuhrverbot gilt auch für den Erwerb und die Annahme von rauchfreien Tabakerzeugnissen per Post oder entsprechender Weise von einem Ort außerhalb Finnlands.
Ungeachtet der Bestimmungen in Absatz 1, darf eine Privatperson für den persönlichen Gebrauch pro Tag höchstens 500 g rauchlose Tabakerzeugnisse mit seinem Reisegepäck einführen. Während eines Kalendermonats dürfen jedoch höchstens 2 000 g rauchlose Tabakerzeugnisse auf diese Weise eingeführt werden.
Das Einfuhrverbot gemäß Absatz 1 gilt jedoch nicht für Erzeugnisse in geschlossenen Verkaufsstellen oder Lagern auf Schiffen und in Flugzeugen im grenzüberschreitenden Verkehr.
§ 67 Verbot der Einfuhr von Erzeugnissen, die im Wege der Telekommunikation erworben wurden
Verbraucher dürfen von Gewerbetreibenden außerhalb von Finnland keine Tabakerzeugnisse, elektronische Zigaretten oder Nikotinflüssigkeiten erwerben und auf dem Postweg, als Warensendung oder auf entsprechende Weise empfangen.
§ 68 Zeitliche Beschränkung der Einfuhr im Reiseverkehr
In Finnland lebende Personen, die auf anderem Wege als per Flug von außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes einreisen, dürfen Tabakerzeugnisse und Nikotinflüssigkeiten einführen, wenn ihre Abwesenheit in Finnland mehr als 20 Stunden gedauert hat.
Außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes lebende Personen, die auf anderem Wege als per Flug von außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes einreisen, dürfen Tabakerzeugnisse und Nikotinflüssigkeiten einführen, wenn ihre nicht auf einen Transit beschränkte Anwesenheit in Finnland mehr als drei Tage dauert.
Abweichend von Absatz 1 dürfen Personen Tabakerzeugnisse und Nikotinflüssigkeiten einführen, wenn offensichtlich ist, dass diese bereits vor Verlassen des Landes gekauft wurden. Abweichend von Absatz 2 dürfen Personen die genannten Erzeugnisse einführen, wenn offensichtlich ist, dass diese für ihren persönlichen Gebrauch während des Aufenthalts im Land bestimmt sind. In diesen Fällen sind jedoch die Höchstmengen gemäß §§ 66 und 69 einzuhalten.
§ 69 Höchstmengen bei der Einfuhr im Reiseverkehr
Die Einfuhr folgender Erzeugnisse durch Privatpersonen ist verboten:
1) Tabakerzeugnisse, bei denen die Kennzeichnung der Packungen nicht den Bestimmungen in § 34 Absatz 1 Unterabsatz 1 entspricht, in Mengen von mehr als 200 Zigaretten, 50 Zigarren, 100 Zigarillos und 250 g Tabak zum Selbstdrehen bzw. Pfeifentabak;
2) Nikotinflüssigkeit in elektronischen Zigaretten oder Nachfüllbehältern, bei denen die Kennzeichnung der Packungen nicht den Bestimmungen in § 38 Absatz 1 Unterabsatz 5 entspricht, in Mengen von mehr als 10 ml;
3) pflanzliche Raucherzeugnisse, bei denen die Kennzeichnung der Packungen nicht den Bestimmungen in § 42 Absatz 1 entspricht, in Mengen von mehr als 200 Stück fertig gedrehte Zigaretten und 250 g losen Tabaks.
Privatpersonen dürfen die in Absatz 1 genannten Erzeugnisse nur zum eigenen Verbrauch einführen.
Abschnitt 9
Vermarktungs- und Auslageverbote
§ 70 Vermarktungsverbot
Die Vermarktung von Tabakerzeugnissen, Tabakersatzstoffen, Rauchgeräten, Tabakimitaten, elektronischen Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten ist verboten.
Die Bestimmungen in Absatz 1 gelten nicht für:
1) die Vermarktung in Veröffentlichungen, die außerhalb der EU gedruckt und veröffentlicht wurden sowie nicht vorrangig an den EU-Markt gerichtet sind und deren Hauptzweck nicht in der Vermarktung von Tabakerzeugnissen, Tabakersatzstoffen, Rauchgeräten, Tabakimitaten, elektronischen Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten besteht;
2) die Vermarktung einzelner nicht neuer Rauchgeräte, die als Sammlerobjekt gelten;
3) Produktinformationen, die die Hersteller oder Importeure eines Erzeugnisses den Wirtschaftsbeteiligten zur Verfügung stellen.
Als Produktinformationen gemäß Absatz 2 Unterabsatz 3 gelten Angaben zum Preis, zur Zusammensetzung, zu den Merkmalen, zur Herstellung, zu den Gesundheitsrisiken und -schäden, zum Ursprungsland und zur Packung. Ein Bild von dem Erzeugnis bzw. seiner Packung darf als Produktinformation ausschließlich zusammen mit den anderen Produktinformationen bereitgestellt werden. Andere Bilder dürfen der Produktinformation nicht beigefügt werden. Inhaltlich müssen Produktinformationen so gestaltet werden, dass die Wirtschaftsbeteiligten von dem Erzeugnis und seinen Merkmalen ein umfassendes und richtiges Bild erhalten.
§ 71 Verbot von Preisnachlässen
Gewerbetreibende dürfen auf Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, Tabakimitate, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten keine Preisnachlässe bieten oder zahlen, die sich auf die Käufe der genannten Erzeugnisse oder sonstiger Verbrauchsgüter und Dienstleistungen beziehen.
§ 72 Auslageverbot
Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten bzw. deren Gebrauchsmuster dürfen nicht im Einzelhandel für Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, Tabakimitate, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten feilgeboten werden.
Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten bzw. deren Gebrauchsmuster dürfen ungeachtet der Bestimmung in Absatz 1 in Verkaufsstellen feilgeboten werden, die einen eigenen Eingang besitzen und vorrangig dem Verkauf von Erzeugnissen im Sinne dieses Gesetzes dienen und in denen die angebotenen Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten bzw. deren Gebrauchsmuster nicht von außen zu sehen sind.
Die Bestimmungen von Absatz 1 gelten nicht für den Verkauf von Tabakwaren auf Schiffen im grenzüberschreitenden Seeverkehr.
§ 73 Kataloge und Verzeichnisse
Ungeachtet der Bestimmungen in § 70 können Einzelhändler auf Anfrage Kunden einen gedruckten Katalog vorlegen, in dem die in der Verkaufsstelle angebotenen Erzeugnisse bzw. die Packungen solcher Erzeugnisse dargestellt sind, deren Auslage gemäß § 72 Absatz 1 verboten ist. Einzelhändler dürfen dem Käufer auf dessen Wunsch ein gedrucktes Verzeichnis der Erzeugnisse mit Preisangaben überlassen. Zum Inhalt und zur Gestaltung der Kataloge und der Listen werden mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit nähere Bestimmungen erlassen.
Abschnitt 10
Rauchverbot und -einschränkungen
§ 74 Anwendung von Rauchverboten
Zum Schutz der Umwelt vor Tabakrauch und -rückständen gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes, der Rechtsvorschriften zur Arbeitssicherheit und in anderen betreffenden Rechtsvorschriften.
Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten auch für pflanzliche Raucherzeugnisse und den Gebrauch von elektronischen Zigaretten sowie für den dabei entstehenden Rauch, Dampf und Partikel.
§ 75 Allgemeine Rauchverbote
Es besteht Rauchverbot:
1) in Gebäuden, Verkehrsmitteln und sonstigen geschlossenen Räumen, die von Bürgern oder Angestellten genutzt werden oder zum Zweck der Bereitstellung von gewerblichen oder staatlichen Dienstleistungen durch Kunden frequentiert werden;
2) unter Überdachungen oder auf Zuschauerflächen bei im Freien durchgeführten Veranstaltungen bzw. sonstigen Räumen bei Veranstaltungsbesuchen, wo die Beteiligten auf der Stelle stehen;
3) in den Außenbereichen von Kindertagesstätten bzw. Einrichtungen der Vor- und Grundschulbildung, Berufsausbildung oder gymnasialen Bildung.
§ 76 Ausnahmen von allgemeinen Rauchverboten
Die Bestimmungen von § 75 Absatz 1 gelten nicht:
1) für geschlossene Räume in den Wohnräumen von Kunden, Mitarbeitern oder Gewerbetreibenden und Unternehmern, ebenso nicht für geschlossene Räume, die ausschließlich von Mitgliedern einer Familie und in einem Haushalt lebenden Personen genutzt werden;
2) für höchstens eins von zehn Zimmern in Hotels oder sonstigen Beherbergungseinrichtungen oder unabhängig von der Zimmerzahl für höchstens drei Zimmern zur Beherbergung;
3) für geschlossene Räume der Gastronomie auf Schiffen im grenzüberschreitenden Verkehr, in denen für den Verzehr von Essen und Getränken eine Fläche von weniger als 50 qm2 bzw. von einer größeren Fläche höchstens 50 Prozent zur Verfügung stehen.
Der Inhaber eines geschlossenen Innenbereichs, der in Räumen im Sinne von Absatz 1 oder von ihm betriebenen Außenflächen das Rauchen gestattet, muss dafür Sorge tragen, dass die Mitarbeiter in den geschlossenen Räumen keinem Tabakrauch ausgesetzt werden und dass der Tabakrauch nicht in Bereiche gelangen kann, wo Rauchen verboten ist.
Veranstaltungsbetreiber können in Außenbereichen gemäß § 75 Absatz 2 eine Raucherzone einrichten, sofern die Zone nicht für das Verfolgen der Veranstaltung vorgesehen ist.   
§ 77 Raucherzonen
In geschlossenen Räumen im Sinne von § 75 Absatz 1 darf Rauchen ausschließlich in gesonderten dafür zugelassenen Räumen erlaubt werden. Dabei ist jedoch dafür zu sorgen, dass der Tabakrauch nicht in Bereiche gelangen kann, wo Rauchverbot herrscht.
In Raucherzonen darf mit Ausnahme von Tätigkeiten zur Herstellung von Ordnung, bei Feuer- und Rettungseinsätzen sowie zur Gewährleistung der Sicherheit nicht gearbeitet werden. Die Reinigung von Raucherzonen ist erst dann erlaubt, wenn der betreffende Raum vorher gründlich gelüftet wurde, wobei die sonstigen Bestimmungen der Arbeitssicherheit zu beachten sind.
Für den Bau, die Instandhaltung sowie Reparaturen und Änderungen an Raucherzonen gelten die Bestimmungen des Landnutzungs- und Baugesetzes (132/1999) und der auf dessen Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften. Mit einer Verordnung des Staatsrats können nähere Bestimmungen zu den baulichen und bautechnischen funktionellen Anforderungen von Raucherzonen erlassen werden.
§ 78 Raucherräume in Gastronomiebetrieben
Wird in einem Gastronomiebetrieb ein Raucherraum im Sinne von § 77 eingerichtet, so muss dieser in einer im Verhältnis zu dem Gastronomiebetrieb insgesamt und der Anzahl der Gästeplätze angemessenen Größe bemessen werden. In den Raucherräumen dürfen kein Essen und keine Getränke angeboten und verzehrt werden.
Gewerbetreibende müssen einen Plan zur Selbstkontrolle erstellen, aus dem hervorgeht, wie die Funktionstüchtigkeit der Raucherzone sichergestellt wird und wie die Zustände und Ordnung einer Raucherzone von außen überwacht werden kann.
Mit einer Verordnung des Staatsrats können nähere Bestimmungen über Mindest- und Höchstflächengrößen sowie zum Verhältnis der Fläche des Raums zur Größe des Restaurants oder eines sonstigen Gastronomiebetriebs mit Ausschank oder zur Anzahl der Gästeplätze erlassen werden.
§ 79 Rauchverbote in Wohnanlagen
Rauchverbot besteht in gemeinschaftlichen und öffentlichen geschlossenen Räumen von Wohngesellschaften sowie in Räumen der Kindertagesbetreuung zu Zeiten der Tagesbetreuung.
Wohnungsgesellschaften können durch Beschluss das Rauchen in gemeinschaftlichen Außenbereichen ihrer Gebäude in der Nähe von Lüftungsöffnungen, auf Kinderspielplätzen und Gemeinschaftsbalkons verbieten.
Wohnungsgesellschaften können weiterhin durch Beschluss das Rauchen auf Balkons der Wohnungen, in von Wohnungen genutzten Außenbereichen und in den Wohnungen verbieten, wenn die Gesundheitsbehörde feststellt, dass von diesen Bereichen aufgrund baulicher oder sonstiger Gegebenheiten häufiger als in Ausnahmesituationen Tabakrauch auf andere Balkons gelangt, in den Aufenthaltsbereich von Außenflächen anderer Wohnungen sowie in die Innenräume anderer Wohnungen. Rauchen darf in Innenräumen von Wohnungen nur dann verboten werden, wenn nicht durch Reparaturen oder Änderungen der baulichen Gestaltung verhindert werden kann, dass Rauch hinausdringt, und wenn dem Inhaber der Wohnung vor dem Verbot die Möglichkeit gegeben wird, das Hinausdringen von Rauch durch eigene Maßnahmen zu verhindern. Ein Rauchverbot für Innenräume von Wohnungen gilt nicht für den Gebrauch von elektronischen Zigaretten.
§ 80 Hinweiszeichen für Rauchverbot
Inhaber von Innenräumen und Außenflächen sowie Betreiber von Veranstaltungen müssen sichtbare Rauchverbotsschilder und auf Raucherzonen verweisende Hinweisschilder anbringen, sofern es sich nicht um Wohnungen von natürlichen Personen handelt. Nähere Bestimmungen zu Schildern und ihre Anbringung können durch eine Verordnung des Staatsrats erlassen werden.
§ 81 Umsetzung der Rauchverbote
Wer in geschlossenen Räumen oder Außenbereichen raucht, in denen das Rauchen gemäß § 75 verboten ist, und trotz Aufforderung das Rauchen nicht einstellt. darf von den Inhabern der Räume und Bereiche oder seinen Vertretern zum Verlassen dieser Räume oder Bereiche gezwungen werden, sofern dies nicht als unangemessen zu betrachten ist.
§ 82 Mitteilungen der Behörden
Arbeitsschutzbehörden, die kommunale Überwachungsbehörde und gegebenenfalls die Polizeibehörde melden der Genehmigungsbehörde gemäß Alkoholgesetz den Verstoß gegen Auflagen zu Raucherräumen und der Bauaufsichtsbehörde Verstöße gegen Bestimmungen und Vorschriften zur Einrichtung, Instandhaltung sowie zu Reparaturen und Änderungen von Raucherräumen.
Die Genehmigungsbehörde gemäß Alkoholgesetz informiert die Arbeitsschutzbehörde und die kommunale Überwachungsbehörde über von ihr festgestellte Verstöße gegen Bestimmungen zum Rauchen in Raucherzonen und außerhalb derselben. Die Arbeitsschutzbehörde und die kommunale Überwachungsbehörde informieren sich gegenseitig über Verstöße gegen die vorstehend genannten Vorschriften und Bestimmungen.
Abschnitt 11
Anleitung und Aufsicht
§ 83 Überwachungsaufgaben der Valvira
Die Valvira überwacht:
1) die Einhaltung der Bestimmungen zu Inhaltsstoffen, schädlichen Stoffen und zur Brandsicherheit von Tabakerzeugnissen;
2) die Einhaltung der Bestimmungen zu Inhaltsstoffen von Nikotinflüssigkeit, zur Qualität und Sicherheit von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern sowie zu Inhaltsstoffen von pflanzlichen Raucherzeugnissen;
3) die Einhaltung der Bestimmungen zu den Packungen von Tabakerzeugnissen, elektronischen Zigaretten, Nachfüllbehältern, Nikotinflüssigkeiten und sonstigen Flüssigkeiten, die mit einer elektronischen Zigarette verdampft werden, sowie zu pflanzlichen Raucherzeugnissen;
4) die Einhaltung der Bestimmungen zur Vermarktung;
5) die Einhaltung der Bestimmungen zu Testlabors;
6) den Einzelhandel mit Tabakerzeugnissen und Nikotinflüssigkeiten in Flugzeugen und auf Schiffen gemäß Flugverkehrsgesetz (1194/2009) und Seeverkehrsgesetz (674/1994).
§ 84 Überwachungsaufgaben der Gemeinden
Die Gemeinden überwachen in ihrem Zuständigkeitsbereich:
1) die Einhaltung der Bestimmungen zum Verkauf und zur sonstigen Abgabe von Tabakerzeugnissen, Tabakersatzstoffen, Rauchgeräten, elektronischen Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten sowie zur Selbstkontrolle;
2) die Einhaltung der Bestimmungen zur Vermarktung und Auslage;
3) die Einhaltung der Bestimmungen zu Rauchverboten und -einschränkungen, soweit die Aufsicht nicht gemäß dem Gesetz über die Überwachung des Betriebsschutzes und die Zusammenarbeit zum Arbeitsschutz am Arbeitsplatz (Nr. 44/2006) den Arbeitsschutzbehörden obliegt.
Die Gemeinden führen auf eigene Initiative oder aufgrund der vorliegenden Meldungen Kontrollen zur Überwachung der in Absatz 1 genannten Bestimmungen durch.
§ 85 Überwachungsprogramm
Die Valvira erstellt zur Anleitung und Harmonisierung der Umsetzung dieses Gesetzes ein nationales Programm zur Überwachung des Tabakgesetzes (Überwachungsprogramm).
Das Überwachungsprogramm ist je nach Bedarf zu überprüfen. Dieses Überwachungsprogramm ist Bestandteil des Überwachungsprogramms zum Umweltgesundheitsschutz, das weitere nationale Überwachungsprogramme beinhaltet, zu denen gesonderte Bestimmungen in anderen Gesetzen zum Umweltgesundheitsschutz bestehen.
Nähere Bestimmungen zur Erstellung und zum Inhalt des Überwachungsprogramms werden mit einer Verordnung des Staatsrats erlassen.
§ 86 Überwachungsplan
Die Gemeinden erstellen und bestätigen zum Zweck der regelmäßigen Überwachung der Einhaltung dieses Gesetzes einen Plan zur Überwachung des Tabakgesetzes (Überwachungsplan). der eine risikobasierte, regelmäßige und Gesundheitsschäden vorbeugende Überwachung gewährleistet.
In den Überwachungsplänen der Gemeinden findet in anwendbaren Teilen das Überwachungsprogramm gemäß § 85 Beachtung. Das Überwachungsprogramm ist je nach Bedarf zu überprüfen.
Die regionalen Verwaltungsbehörden evaluieren die Überwachungspläne und ihre Umsetzung für ihre jeweilige Region.
§ 87 Zulassung der Testlabore
Testlabore, die Messungen von schädlichen Stoffen gemäß § 11 vornehmen sowie Messungen und Nachweise der Verbrennungseigenschaften von Zigaretten gemäß § 12 erbringen, müssen von der Valvira zugelassen und überwacht werden. Die Labore dürfen nicht im Besitz eines Herstellers von Tabakerzeugnissen sein oder unter seiner Kontrolle stehen. Die Valvira führt eine Liste der zugelassenen Labore.
Zum Zweck der Zulassung legen die Testlabore der Valvira einen Antrag vor. Die Valvira lässt ein Testlabor zu, sofern das Labor in der Anlage zu seinem Antrag den Nachweis erbringt, dass der Akkreditierungsdienst FINAS die Erfüllung der internationalen Anforderungen in Bezug auf die Kompetenz von Testlaboren erfüllt und die in §§ 11 und 12 genannten Verfahren im Kompetenzbereich des fraglichen Labors liegen. Änderungen in Bezug auf die Voraussetzungen für eine Zulassung sind der Valvira durch das Testlabor mitzuteilen.
Ein Testlabor gilt ohne gesonderte Entscheidung als zugelassen, wenn das Labor der Valvira einen Nachweis übermittelt, dass die Behörde eines anderen EU-Mitgliedstaats das Labor zugelassen hat, und die Kriterien angibt, nach denen das Labor und die verwendeten Testverfahren zugelassen wurden.
Mit einer Verordnung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit können nähere Bestimmungen zu den Testlaboren und ihre Zulassung, dem Akkreditierungsverfahren als Voraussetzung der Zulassung, zur Durchführung der Aufsicht sowie zu den Mitteilungen an die Valvira und die Kommission erlassen werden.
§ 88 Das Recht auf Prüfungen und Probennahme
Die Valvira und die Gemeinden sind zur Überwachung der Einhaltung dieses Gesetzes und der auf dessen Grundlage erlassenen Vorschriften berechtigt:
1) Zugang zur Prüfung der Herstellungs-, Verpackungs-, Lagerräume und Verkaufsstellen sowie Testlabore und deren Tätigkeit sowie zu den für die Kontrolle benötigten Unterlagen zu erhalten;
2) für die Untersuchungen von dem Hersteller, Importeur oder Verkäufer des jeweiligen Erzeugnisses kostenlos Proben Erzeugnissen im Sinne dieses Gesetzes zu erhalten.
In zu ständigen Wohnzwecken genutzten Räumlichkeiten und Beherbergungszimmern darf eine Prüfung gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1 nur dann erfolgen, wenn begründete Annahme für einen Verstoß gegen die Verkaufsbestimmungen im Sinne von § 113 oder ein Verstoß gegen die Vermarktungsbestimmungen im Sinne von § 116 besteht. Die Prüfung muss zudem zur Aufklärung eines solchen Vergehens unabdingbar sein.
Für Prüfungen im Sinne von Absatz 1 und 2 gelten die Bestimmungen in § 39 des Verwaltungsgesetzes (434/2003).
Werden Proben im Sinne von Absatz 1 Unterabsatz 2 nicht fristgerecht abgegeben, kann die Valvira oder die entsprechende Gemeinde die Abgabe unter Androhung einer Geldstrafe erzwingen. Die Geldstrafe wird vom Verwaltungsgericht auf Antrag der Stelle verfügt, die die Geldstrafe einfordert. Eine Geldstrafe darf jedoch nicht verhängt werden, wenn der Betreffende einer Straftat verdächtigt wird und das geforderte Material im Zusammenhang mit dem Gegenstand der Straftatvermutung steht.
§ 89 Recht auf Auskunft
Die Valvira und die Gemeinden sind berechtigt, kostenfrei und unbeschadet der Geheimhaltungspflichten von Herstellern, Importeuren und Verkäufern der Erzeugnisse im Sinne dieses Gesetzes sowie von anderen Behörden Auskünfte zu erhalten, die zur Aufklärung von Verstößen gegen dieses Gesetz und auf dessen Grundlage erlassene Bestimmungen und Vorschriften erforderlich sind.
§ 90 Übermittlung von Daten
Ungehindert der Geheimhaltungsbestimmungen können die Valvira und die Gemeinden Daten, die sie im Rahmen der Überwachung der Einhaltung dieses Gesetzes oder von Aufgaben im Zusammenhang mit der Überwachung zu Geschäfts- oder Berufsgeheimnissen erhalten haben, an eine andere Überwachungsbehörde weiterleiten, sofern die Daten bei der Ausführung einer für die Behörde vorgeschriebenen Aufgabe erforderlich sind.
§ 91 Amtshilfe
Die Valvira und Gemeinden sind berechtigt, für die Überwachung der Einhaltung dieses Gesetzes und der auf dessen Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften sowie für die Umsetzung von Beschlüssen Amtshilfe zu erhalten.
§ 92 Übermittlung der Überwachungsdaten an die Valvira
Die Gemeinden und die Regionalbehörde sind auf Anfrage verpflichtet, unentgeltlich der Valvira zum Zweck der Anleitung, Kontrolle, Berichterstattung und statistischen Erfassung der Überwachung im Sinne dieses Gesetzes Daten zu Prüfungen und sonstigen Überwachungsmaßnahmen, Überwachungsmitarbeitern, Gebühren und sonstigen Daten zur Überwachung zu übermitteln. Die Daten werden in einer von der Valvira festgelegten Weise übermittelt.
§ 93 Gebühren für die Bearbeitung von Anträgen und Meldungen zum Verkauf
Die Gemeinden erheben nach einer von ihnen bestätigten Gebührenordnung Gebühren für:
1) die Bearbeitung des Antrags für eine Einzelhandelslizenz im Sinne von § 47;
2) die Bearbeitung der Anmeldung des Einzelhandels mit Nikotinflüssigkeit im Sinne von § 53;
3) die Bearbeitung der Anmeldung einer Großhandelstätigkeit im Sinne von § 55.
Die Gemeinde bestimmen die Höhe der Gebühren für ihre Leistungen im Sinne von Absatz 1 so, dass diese den höchstmöglichen durchschnittlichen Kosten für die Erbringung der Leistung entsprechen.
Die Valvira erhebt für die Bearbeitung einer Anmeldung von Einzelhandelstätigkeiten im Sinne von § 54 eine Gebühr unter Beachtung der Bestimmungen des Gesetzes über staatliche Gebühren.
§ 94 Gebühren für die Überwachung des Einzel- und Großhandelsvertriebs
Die Gemeinden erheben jährlich für die Überwachung des Einzelhandels und Maßnahmen im Zusammenhang mit der Überwachung von Wirtschaftsbeteiligten, denen gemäß § 47 oder aufgrund des Tabakgesetzes (693/1976) eine Einzelhandelslizenz erteilt wurde, nach der Gebührenordnung eine Gebühr in Höhe von höchstens 500 EUR pro Verkaufsstelle.
Die Gemeinden erheben jährlich für die Überwachung des Großhandels und Maßnahmen im Zusammenhang mit der Überwachung von Wirtschaftsbeteiligten, die gemäß § 55 eine Anmeldung für den Großhandel mit Tabakerzeugnissen und Nikotinflüssigkeiten getätigt haben, nach der Gebührenordnung eine Gebühr in Höhe von höchstens 500 EUR pro Verkaufsstelle.
Die Valvira erhebt jährlich für die Überwachung des Einzelhandels und Maßnahmen im Zusammenhang mit der Überwachung von Wirtschaftsbeteiligten, die eine Anmeldung für den Einzelhandel mit Tabakerzeugnissen und Nikotinflüssigkeiten auf Schiffen und in Flugzeugen im Verkehr zwischen Finnland dem Ausland gemäß § 54 getätigt haben, eine Überwachungsgebühr pro Verkaufsstelle in einer bestimmten Höhe in Euro. Die Gebühr beträgt pro Verkaufsstelle 500 EUR.
Wenn ein Wirtschaftsbeteiligter gemäß Absatz 1–3 sowohl Tabakerzeugnisse als auch Nikotinflüssigkeit vertreibt, dann wird die Überwachungsgebühr höchstens in doppelter Höhe erhoben.
§ 95 Erstattung der Kosten für die Gemeinden
Der Staat erstattet die den Gemeinden entstandenen Kosten für Prüfungen im Rahmen der Tabaküberwachung, Probennahmen, Untersuchungen und Klärungen, die in diesem Gesetz als Aufgaben der Valvira definiert sind, aber zur Umsetzung von der Valvira an die Gemeinden delegiert wurden.
§ 96 Erhebung von Gebühren und Zinsen
Die Gebühren gemäß dem vorliegenden Gesetz können ohne Urteil oder Entscheidung in der Reihenfolge erhoben werden, die im Gesetz über die Vollstreckung von Steuerschulden und Gebühren (Nr. 706/2007) bestimmt wird.
Wird eine Gebühr aufgrund einer Maßnahme nicht bis zum Fälligkeitsdatum beglichen, können für die überfällige Summe jährliche Verzugszinsen erhoben werden, deren Zinssatz höchstens dem in § 4 Absatz 1 des Zinsgesetzes (Nr. 633/1982) genannten Satz entspricht. Das Fälligkeitsdatum kann frühestens zwei Wochen nach Erhalt der Dienstleistung liegen, die der Bestimmung der Gebühr zugrunde liegt. Anstelle der Verzugszinsen kann die Behörde eine Verzugsgebühr in Höhe von fünf Euro erheben, wenn der Betrag der Verzugszinsen geringer ist.
Abschnitt 12
Verbote und Entzug von Einzelhandelslizenzen
§ 97 Verbote durch die Gemeinden
Stellt eine Gemeinde bei Tätigkeiten Verstöße gegen dieses Gesetz und auf dessen Grundlage erlassene Rechtsvorschriften fest, dann kann die Gemeinde eine derartige Tätigkeit untersagen.
§ 98 Befristeter Entzug einer Einzelhandelslizenz
Gemeinden können ohne Entschädigung eine Einzelhandelslizenz im Sinne von § 47 für einen Zeitraum von mindestens einer Woche und höchstens sechs Monaten entziehen, wenn der Inhaber dieser Lizenz trotz einer Verwarnung durch die Gemeinde oder eine andere Überwachungsbehörde oder Androhung strafrechtlicher Folgen:
1) Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, Tabakimitate, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten unter Verstoß gegen § 70 vertreibt;
2) Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten bzw. deren Gebrauchsmuster in einer Verkaufsstelle unter Verstoß gegen § 72 feilbietet;
3) Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten unter Verstoß gegen § 59 an unter 18-Jährige verkauft oder in anderer Weise abgibt;
4) Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten unter Verstoß gegen § 62 durch unter 18-Jährige verkaufen oder in anderer Weise abgeben lässt;
5) Tabakerzeugnisse und Nikotinflüssigkeiten unter Verstoß gegen § 63 aus Verkaufsautomaten verkauft oder in anderer Weise abgibt.
§ 99 Endgültiger Entzug einer Einzelhandelslizenz
Gemeinden können ohne Entschädigung eine Einzelhandelslizenz im Sinne von § 47 endgültig entziehen, wenn:
1) der Inhaber einer Einzelhandelslizenz trotz befristetem Entzug der Einzelhandelslizenz seine Tätigkeit gemäß § 98 in ungesetzlicher Weise fortsetzt oder erneut ausübt und die Ungesetzlichkeit des Verhaltens nicht als geringfügig anzusehen ist;
2) der Inhaber einer Einzelhandelslizenz in seiner Verkaufsstelle rauchlose Tabakerzeugnisse verkauft, aufbewahrt oder aufbewahren lässt.
§ 100 Information der Gemeinden zu Verstößen gegen das Verkaufsgesetz
Die Polizeibehörde informiert eine Gemeinde, die Einzelhandelslizenzen erteilt hat, wenn sie Kenntnis von Verstößen gegen dieses Gesetz erhält, die Anlass zum Entzug der Einzelhandelslizenz geben können. Die fragliche Gemeinde wird auch über polizeiliche Maßnahmen in der Angelegenheit informiert.
§ 101 Vermarktungsverbot
Werden Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, Tabakimitate, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten unter Verstoß gegen § 70 vermarktet, so kann die Valvira dem Auftraggeber, Auftragnehmer der Vermarktungsaktivitäten sowie in ihrem Auftrag Handelnden untersagen, die Tätigkeit unter Verstoß gegen die Vorschriften fortzusetzen und erneut auszuüben.
§ 102 Verkaufsverbot
Die Valvira kann den Verkauf oder eine sonstige Abgabe von Tabakerzeugnissen, elektronischen Zigaretten, Nikotinflüssigkeiten, nikotinhaltigen Flüssigkeiten, die mit einer elektronischen Zigarette verdampft werden, oder pflanzlichen Erzeugnisse zum Rauchen an Verbraucher untersagen, wenn:
1) das fragliche Tabakerzeugnis gemäß § 10 verbotene Zusatzstoffe oder Eigenschaften enthält;
2) ein Tabakerzeugnis nicht in der gemäß § 11 vorgeschriebenen Weise oder in einem zugelassenen Testlabor gemäß § 87 auf schädliche Stoffe untersucht wurde oder der Gehalt an schädlichen Stoffen die Höchstwerte gemäß § 11 überschreitet;
3) die Verbrennungseigenschaften einer Zigarette nicht die Anforderungen gemäß § 12 erfüllen bzw. diese Eigenschaften nicht in der § 12 vorgeschriebenen Weise oder in einem zugelassenen Testlabor gemäß § 87 untersucht wurden;
4) zu den Inhaltsstoffen, schädlichen Stoffen oder zur Brandsicherheit eines Tabakerzeugnisses keine Meldung gemäß §§ 13 oder 14 erfolgt ist oder die Meldung unrichtige Angaben enthält;
5) der Hersteller oder Importeur eines Tabakerzeugnisses der Valvira keine Untersuchungen und ihre Zusammenfassung gemäß § 15 oder Angaben zu den Verkaufsmengen übermittelt hat;
6) ein Hersteller oder Importeur von Zigaretten oder Tabak zum Selbstdrehen nicht in der vorgeschriebenen Weise der Kommission den Bericht gemäß § 17 oder der Valvira und den zuständigen Behörden derjenigen Mitgliedstaaten, in denen ein Tabakerzeugnis, das den untersuchten Zusatzstoff enthält, in Verkehr gebracht wurde, eine Abschrift des Berichts übermittelt hat;
7) der Hersteller oder Importeur eines neuartigen Tabakerzeugnisses der Valvira nicht fristgerecht eine Anmeldung gemäß § 19 oder sonstige Angaben übermittelt hat;
8) eine elektronische Zigarette oder ein Nachfüllbehälter nicht den Anforderungen von § 24 oder auf dessen Grundlage erlassenen Vorschriften entspricht;
9) Nikotinflüssigkeit nicht den Anforderungen von § 25 oder auf dessen Grundlage erlassenen Vorschriften entspricht;
10) eine Flüssigkeit, die mit einer elektronischen Zigarette verdampft wird, nicht den Anforderungen von § 26 entspricht;
11) zu einer elektronischen Zigarette oder einem Nachfüllbehälter keine Voranmeldung oder Änderungsmeldung gemäß § 27 erfolgt ist oder die Meldung unrichtige Angaben enthält;
12) zu einer elektronischen Zigarette oder einem Nachfüllbehälter nicht die Angaben gemäß § 28 übermittelt werden;
13) Hersteller, Importeure und Vertreiber von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern kein Überwachungssystem zu schädlichen Auswirkungen gemäß § 29 eingerichtet haben oder aufrechterhalten oder die Vorlage der Daten aus dem Überwachungssystem bei der Valvira verweigern;
14) für ein pflanzliches Raucherzeugnis keine Meldung von Inhaltsstoffen gemäß § 30 erfolgt ist;
15) ein Hersteller oder Importeur die Gebühren gemäß § 22 oder § 32 nicht an die Valvira entrichtet hat; 
16) die Einzelhandelspackung eines Tabakerzeugnisses nicht den Bestimmungen von §§ 34–37 entspricht, die Einzelhandelspackung einer elektronischen Zigarette oder eines Nachfüllbehälters nicht § 38 oder 39 oder die Packung eines pflanzlichen Raucherzeugnisses nicht § 42.
Die Valvira kann den Verkauf und sonstige Abgabe eines Tabakerzeugnisses an Verbraucher nach Prüfung der Voraussetzungen für die Zulassung eines Testlabors gemäß § 87 oder für den Widerruf einer Zulassung gemäß § 106 untersagen, wenn ein begründeter Verdacht in Bezug auf die Richtigkeit der Angaben des Testlabors oder zur Fachkenntnis in der Arbeit des Labors besteht. Bei der Verfügung eines Verkaufsverbots ist zu berücksichtigen, ob für es den Hersteller oder Importeur möglich war, zur Erfüllung der Verpflichtungen im Sinne dieses Gesetzes während der Behandlung der Angelegenheit ein anderes zugelassenes Testlabor heranzuziehen.
Die Valvira muss unverzüglich über den Widerruf der Verfügung eines Verkaufsverbots entscheiden, wenn für eine derartige Verfügung kein Grund im Sinne dieses Gesetzes mehr besteht.
§ 103 Rücknahme vom Markt
In Angelegenheiten im Sinne der vorstehenden §§ 101 und 102 kann die Valvira in einer von ihr bestimmten Frist Hersteller oder Importeure verpflichten, ein Erzeugnis vom Markt zu nehmen. Die Valvira muss unverzüglich über den Widerruf der Verfügung einer Marktrücknahme entscheiden, wenn für eine derartige Verfügung kein Grund im Sinne dieses Gesetzes mehr besteht.
§ 104 Vorläufiges Verbot
Muss eine Fortsetzung oder erneute Ausübung von Praktiken, die Verstöße gegen die Bestimmungen in § 101 oder 102 darstellen, dringlich verhindert werden, so kann die Valvira vor einer endgültigen Entscheidung der Angelegenheit bereits vorläufig ein Verbot aussprechen. Eine Verfügung über ein vorläufiges Verbot tritt sofort in Kraft und kann vor endgültiger Entscheidung der Angelegenheit wieder aufgehoben werden.
Stellt die Valvira fest oder hat Grund zur Annahme, dass bestimmte oder bestimmte Art von elektronischen Zigaretten oder Nachfüllbehältern ein ernstes Risiko für die menschliche Gesundheit darstellen, auch wenn das Erzeugnis die Anforderungen dieses Gesetzes erfüllt, so kann die Valvira den Verkauf und die sonstige Abgabe des Erzeugnisses an Verbraucher vorläufig untersagen. Die Valvira setzt die Kommission und die zuständigen Behörden der anderen EU-Mitgliedstaaten über das vorläufige Verbot und seine Begründung in Kenntnis. Die Angelegenheit wird endgültig entscheiden, nachdem die Kommission mitgeteilt hat, ob sie das Verbot für begründet hält.
§ 105 Abhilfemaßnahmen
Die Valvira kann im Zusammenhang mit der Entscheidung über ein Verbot gemäß §§ 101, 102 oder 104 sowie über eine Marktrücknahme gemäß § 103 den von dem verfügten Verbot oder der Marktrücknahme betroffenen Wirtschaftsteilnehmer verpflichten, in einer von der Valvira festgesetzten Frist Abhilfemaßnahmen zu ergreifen, wenn dies aufgrund der offensichtlich durch das nicht bestimmungsgemäße Verhalten verursachten schädlichen Auswirkungen für erforderlich zu erachten ist.
§ 106 Einstellung der Tätigkeit eines Testlabors und Widerruf der Zulassung
Die Valvira kann befristet die Einstellung der Tätigkeit eines Labors verfügen oder die Zulassung widerrufen, wenn:
1) der FINAS-Akkreditierungsdienst feststellt, dass ein Testlabor nicht die Anforderungen an seine Kompetenz oder seine Prüfverfahren erfüllt; oder
2) die Valvira von der zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaats oder einer anderen Stelle Kenntnis darüber erhalten hat, dass das fragliche Testlabor oder die Prüfverfahren nicht die für seine Zulassung oder Kompetenz bestehenden Anforderungen erfüllt oder die von dem Labor angegebenen Messergebnisse nicht als zuverlässig angesehen werden können.
Die Valvira kann befristet die Einstellung der Tätigkeit eines Labors auch dann verfügen, wenn die Behörde hinsichtlich der Tätigkeit in einer wesentlichen Sache Grund zu Zweifeln an der Richtigkeit der Angaben des Labors oder an der Fachkenntnis für seine Tätigkeit hat und die gegenüber dem Labor ausgesprochenen Verwarnungen keine Abhilfe zur Folge hatten.
§ 107 Androhung von Geldstrafen und Ersatzvornahmen
Die Valvira kann ein aufgrund dieses Gesetzes verfügtes Verbot oder verfügte Auflagen unter Androhung von Geldstrafen oder Androhung der Durchsetzung von innerhalb einer bestimmten Frist versäumten Maßnahmen auf Kosten des Säumigen verstärken.
Über die Vollstreckung der Androhung einer Geldstrafe in einer Angelegenheit gemäß § 109 durch die Valvira oder die Gemeinden und der Androhung einer Ersatzvornahme entscheidet auf Antrag durch die androhende Behörde das Wirtschaftsgericht. Die Rechtsmittel gegen die Androhung von Geldstrafen und Ersatzvornahmen sind in § 109 geregelt.
Ansonsten gelten zur Androhung von Geldstrafen und Ersatzvornahmen die Bestimmungen des Gesetzes über Geldstrafen (1113/1990).
Abschnitt 13
Rechtsbehelf
§ 108 Rechtsmittel gegen Entscheidungen der Valvira und der Gemeinden
Gegen eine Entscheidung auf der Grundlage dieses Gesetzes kann durch Beschwerde beim Verwaltungsgericht gemäß den Bestimmungen des Gesetzes zur Durchführung des Verwaltungsgesetzes (586/1996) Einspruch eingelegt werden, sofern keine anderen Bestimmungen aufgrund von § 109 Unterabsatz 4 gelten.
Gegen eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts in einer Angelegenheit gemäß §§ 97–99, § 102 Absatz 1 Unterabsatz 1–15, § 102 Absatz 2 oder 3 bzw. §§ 103–106 kann gemäß den Bestimmungen des Gesetzes zur Durchführung des Verwaltungsgesetzes Einspruch eingelegt werden. Gegen eine sonstige Entscheidung eines Verwaltungsgerichts kann nur dann Widerspruch durch Beschwerde eingelegt werden, wenn das oberste Verwaltungsgericht die Einspruchsgenehmigung erteilt.
Die Valvira bzw. eine Gemeinde, sofern diese die Entscheidung, die Gegenstand eines Widerspruchs ist, getroffen hat, ist zur Einlegung von Einspruch gegen eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts berechtigt, sofern keine anderen Bestimmungen aufgrund von Absatz 2 gelten.
Für einen Widerspruch gegen eine Entscheidung in Bezug auf einen Überwachungsplan gemäß § 86 und Gebühren gemäß § 93 gelten die Bestimmungen des Kommunalgesetzes (410/2015).
§ 109 Widerspruch in marktrechtlichen Angelegenheiten
Durch Beschwerde kann nicht Widerspruch eingelegt werden:
1) gegen ein durch die Valvira oder die Gemeinden verfügtes Verbot, ein vorläufiges Verbot oder eine sonstige Entscheidung, die sich auf die Vermarktung unter Verstoß gegen § 70 bezieht oder auf die Tatsache, dass Packungen von Tabakerzeugnissen, elektronischen Zigaretten, Nikotinflüssigkeiten, nikotinhaltigen Flüssigkeiten, die mit einer elektronischen Zigarette verdampft werden, oder pflanzliche Raucherzeugnissen gegen die Bestimmungen in Abschnitt 5 verstoßen;
2) gegen die Androhung einer Geldstrafe oder Ersatzvornahme bei einer Entscheidung gemäß Unterabsatz 1.
Derjenige, den betreffend die Valvira eine Entscheidung oder Verfügung im Sinne von Absatz 1 oder die Androhung einer Geldstrafe oder Ersatzvornahme im Sinne von Absatz 1 ausgesprochen hat, kann die Angelegenheit innerhalb von 30 Tagen nach Zustellung der Entscheidung oder Verfügung dem Wirtschaftsgericht zur Behandlung vorlegen.
Derjenige, den betreffend eine Gemeinde eine Entscheidung oder Verfügung im Sinne von Absatz 1 oder die Androhung einer Geldstrafe oder Ersatzvornahme im Sinne von Absatz 1 ausgesprochen hat, kann die Angelegenheit innerhalb von 14 Tagen nach Zustellung der Entscheidung oder Verfügung der Valvira zur Behandlung vorlegen. Der von einer Entscheidung der Valvira Betroffene kann die Angelegenheit in der in Absatz 2 beschriebenen Weise zur Behandlung an das Wirtschaftsgericht weiterleiten.
§ 110 Vollstreckung trotz Einspruch
Entscheidungen von Verwaltungsbehörden im Sinne dieses Gesetzes können trotz eingelegten Widerspruchs vollstreckt werden. Die Widerspruchsbehörde ist dennoch berechtigt, die Vollstreckung der Entscheidung mindestens solange zu untersagen oder auszusetzen, bis über den Widerspruch rechtskräftig entschieden ist.
Abschnitt 14
Strafbestimmungen
§ 111 Verkauf unter Verstoß gegen das Tabakgesetz
Wer vorsätzlich folgende Erzeugnisse verkauft oder in anderer Weise an Verbraucher abgibt
1) Tabakerzeugnisse, die gemäß § 10 verbotene Zusatzstoffe oder Merkmale enthalten, zu denen keine Informationen gemäß § 13 gemeldet wurden, die nicht in einem gemäß § 87 zugelassenen Labor getestet wurden oder deren Einzelhandelspackung nicht § 34 entspricht,
2) elektronische Zigaretten oder Nachfüllbehälter, die nicht § 24 entsprechen, für die keine Meldung gemäß § 27 erfolgte oder deren Einzelhandelspackung nicht § 38 entspricht,
3) Nikotinflüssigkeit , die nicht § 25 entspricht, oder
4) pflanzliche Raucherzeugnisse, für die keine Meldung gemäß § 30 erfolgte oder deren Einzelhandelspackung nicht § 42 entspricht,
ist wegen einer Verkaufstätigkeit unter Verstoß gegen das Tabakgesetz zu einer Geldstrafe zu verurteilen.
§ 112 Vergehen gegen die Verkaufsbestimmungen für Tabak
Wer vorsätzlich
1) Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, elektronische Zigaretten unter Verstoß gegen § 59 Absatz 2 an unter 18-Jährige gewerblich verkauft oder in anderer Weise abgibt,
2) im Einzelhandel Tabakerzeugnisse und Nikotinflüssigkeiten auf Schiffen und in Flugzeugen im Verkehr zwischen Finnland dem Ausland verkauft oder in anderer Weise abgibt, ohne dafür eine Anmeldung gemäß § 54 getätigt zu haben, oder
3) im Großhandel Tabakerzeugnisse und Nikotinflüssigkeiten verkauft oder in anderer Weise abgibt, ohne dafür eine Anmeldung gemäß´§ 55 getätigt zu haben,
ist wegen eines Vergehens gegen die Verkaufsbestimmungen für Tabak zu einer Geldstrafe zu verurteilen.
Enthält eine elektronische Zigarette im Sinne von Absatz 1 Unterabsatz 1 Nikotinflüssigkeit, dann ist die Tat als Verstoß gegen die Verkaufsbestimmungen für Tabak gemäß § 113 zu bestrafen.
§ 113 Verstoß gegen die Verkaufsbestimmungen für Tabak
Wer vorsätzlich
1) gegen ein Entgelt Tabakerzeugnisse oder Nikotinflüssigkeit unter Verstoß gegen § 59 Absatz 1 an unter 18-Jährige verkauft oder in anderer Weise abgibt,
2) gegen ein Entgelt rauchlose Tabakerzeugnisse unter Verstoß gegen § 57 verkauft oder in anderer Weise abgibt,
3) gegen ein Entgelt Tabakerzeugnisse, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten unter Verstoß gegen § 64 im Wege der Telekommunikation verkauft oder in anderer Weise abgibt,
4) gewerblich Tabakerzeugnisse oder Nikotinflüssigkeit ohne Einzelhandelslizenz unter Verstoß gegen § 47 oder ohne eine Meldung zum Einzelhandel mit Nikotinflüssigkeiten im Sinne von § 53 vorgenommen zu haben, verkauft oder in anderer Weise abgibt, oder
5) im Großhandel Tabakerzeugnisse oder Nikotinflüssigkeit an andere als Großhändler für den Weiterverkauf oder an Inhaber einer Einzelhandelslizenz unter Verstoß gegen § 56 verkauft oder in anderer Weise abgibt,
ist wegen eines Verstoßes gegen die Verkaufsbestimmungen für Tabak zu einer Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten zu verurteilen.
§ 114 Vergehen gegen Bestimmungen zur Tabakerzeugnissen
Wer vorsätzlich nicht als gewerbliche Tätigkeit folgende Erzeugnisse einführt:
1) Tabakerzeugnisse oder Nikotinflüssigkeiten unter Verstoß gegen §§ 65 oder 68,
2) Tabakerzeugnisse, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten unter Verstoß gegen § 67, oder
3) Tabakerzeugnisse, Nikotinflüssigkeiten und pflanzliche Raucherzeugnisse unter Verstoß gegen § 69,
ist, sofern für diese Tat anderenorts im Gesetz keine strengere Strafe festgelegt ist, wegen eines Vergehens gegen Bestimmungen zu Tabakerzeugnissen zu einer Geldstrafe zu verurteilen.
Zur Festnahme autorisierte Beamte können unter Erbringung von Nachweisen Tabakerzeugnisse mit Außenverpackungen vernichten oder die Vernichtung veranlassen, die beschlagnahmt werden können, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass diese gemäß Absatz 1 als eingezogen deklariert werden und sie keinen nennenswerten Verkaufswert haben.
§ 115 Vergehen gegen die Vermarktungsbestimmungen für Tabak
Wer vorsätzlich Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, Tabakimitate, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten unter Verstoß gegen § 70 vermarktet ist wegen eines Vergehens gegen die Vermarktungsbestimmungen für Tabak zu einer Geldstrafe zu verurteilen. Die vorstehenden Bestimmungen gelten für Auftraggeber, Auftragnehmer der Vermarktungsaktivitäten sowie in ihrem Auftrag Handelnde.
§ 116 Verstoß gegen die Vermarktungsbestimmungen für Tabak
Wer vorsätzlich Tabakerzeugnisse, Tabakersatzstoffe, Rauchgeräte, Tabakimitate, elektronische Zigaretten und Nikotinflüssigkeiten unter Verstoß gegen § 70 in einer Weise vermarktet, dass die Vermarktung unter Berücksichtigung der Durchführung, des Alters oder der Größe der Zielgruppe sowie des durch die Tätigkeit erzielten wirtschaftlichen Vorteils und als Ganzes betrachtet als ein schweres Vergehen gelten muss, ist wegen Verstoßes gegen die Vermarktungsbestimmungen für Tabak zu einer Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu verurteilen. Die vorstehenden Bestimmungen gelten für Auftraggeber, Auftragnehmer der Vermarktungsaktivitäten sowie in ihrem Auftrag Handelnde.
§ 117 Anhörung der Valvira
Vor der Erhebung einer Anklage wegen Vergehens gegen die Vermarktungsbestimmungen von Tabak gemäß § 115 und Verstoß gegen diese Bestimmungen gemäß § 116 muss der Staatsanwalt der Valvira Gelegenheit zu einer Stellungnahme einräumen und das Gericht bei der Behandlung einer solchen Sache der Valvira Gelegenheit zur Anhörung geben.
§ 118 Vergehen gegen das Rauchverbot
Wer vorsätzlich trotz Aufforderung durch den Inhaber von öffentlichen Verkehrsmitteln, von Innenräumen und Außenflächen oder ihre Vertreter sowie durch Betreiber von Veranstaltungen oder ihre dort tätigen Ordnungskräfte oder eine Überwachungsbehörde das Rauchen in Innenräumen oder auf Außenflächen fortsetzt, wo das Rauchen gemäß § 75 verboten ist, ist wegen eines Vergehens gegen das Rauchverbot zu einer Geldstrafe zu verurteilen.
§ 119 Verstoß gegen Maßnahmen zum Schutz vor Tabakrauch
Inhaber von öffentlichen Verkehrsmitteln, von Innenräumen und Außenflächen oder ihre Vertreter sowie Betreiber von Veranstaltungen, die vorsätzlich oder grob fahrlässig
1) unter Verstoß gegen § 75 das Rauchen in Innenräumen oder auf Außenflächen gestatten, wo dies verboten ist,
2) unter Verstoß gegen § 12 Absatz 2, § 13 oder § 13 b gegen Maßnahmen auf der Grundlage eines durch eine Gemeinde im Einzelfall aufgrund von § 17 verhängten Rauchverbots oder einer solchen Verfügung zur Vermeidung des Eindringens von Tabakrauch in Innenräume, wo das Rauchen verboten ist, verstoßen, oder
3) unter Verstoß gegen § 77 Absatz 2 das Arbeiten in Raucherzonen oder unter Verstoß gegen § 78 Absatz 1 die Bereitstellung von Essen und Getränken in Raucherräumen gestattet,
ist, sofern der Verstoß nicht als geringfügig angesehen werden kann und für die Handlung nicht an anderer Stelle des Gesetzes eine strengere Strafe vorgesehen ist wegen eines Verstoßes gegen Maßnahmen zum Schutz vor Tabakrauch zu einer Geldstrafe zu verurteilen.
§ 120 Aussetzung der Bestrafung in besonderen Fällen
Wer gegen ein durch Androhung von Geldstrafe verstärktes Verbot oder eine solche Verfügung verstößt, muss nicht für die gleiche Tat erneut bestraft werden.
Abschnitt 15
Weitere Bestimmungen
§ 121 Geteilte Verantwortung bei der Bereitstellung von Daten
Die Pflicht zur Bereitstellung der gemäß diesem Gesetz geforderten Daten für die Valvira und die Kommission sowie die zuständigen Behörden der anderen EU-Mitgliedstaaten obliegt erstrangig dem Hersteller, sofern der Hersteller in der EU angesiedelt ist. Die Pflicht zur Übermittlung der Daten obliegt erstrangig dem Importeur, wenn der Hersteller seinen Sitz außerhalb der EU hat, aber der Importeur seinen Sitz innerhalb der EU. Gemeinsam sind Hersteller und Importeur für die Übermittlung der Daten verantwortlich, wenn beide ihren Sitz außerhalb der EU haben.
§ 122 Außenverpackungen
Die Bestimmungen dieses Gesetzes zu Packungen von Tabakerzeugnissen, pflanzlichen Raucherzeugnissen bzw. elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern gelten mit Ausnahme von § 34 Absatz 1 Unterabsatz 2, §§ 36 und 37 sowie Abschnitt 6 auch für Außenverpackungen.
§ 123 Vertriebs- und Einfuhrverbot für nikotinhaltige Flüssigkeiten
Einfuhr, Verkauf und sonstige Abgabe an Verbraucher von Nikotinflüssigkeiten, die mit einer elektronischen Zigarette verdampft werden und einen Nikotingehalt von mehr als 20 mg/ml aufweisen und für einen Verwendungszweck gemäß § 3 Absatz 1 Arzneimittelgesetz vorgesehen sind, sind verboten.
§ 124 Einfuhrbeschränkungen
Die Bestimmungen dieses Gesetzes zu Einfuhren gelten auch für Importe im Sinne von § 18 Absatz 2 des Gesetzes über Ausnahmereglungen für die Region Alandinseln hinsichtlich der Rechtsvorschriften zu Mehrwert- und Verbrauchssteuer (1266/1999).
Abschnitt 16
Bestimmungen zum Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen
§ 125 Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am [Tag]. [Monat]. 20    in Kraft.
Mit diesem Gesetz wird das Tabakgesetz (693/1976, altes Tabakgesetz) aufgehoben.
§ 126 Übergangsbestimmungen zu Erzeugnissen und Meldungen
§ 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 gilt für Erzeugnisse im Sinne der Tabakerzeugnisrichtlinie Artikel 7 Absatz 14 mit Wirkung vom 20. Mai 2020.
Werden elektronische Zigaretten oder Nachfüllbehälter bis spätestens 20. Mai 2016 verkauft oder in sonstiger Weise an Verbraucher abgegeben, so muss die Voranmeldung bei der Valvira im Sinne von § 27 vor dem 20. November 2016 erfolgen.
§ 26 des Gesetzes gilt für sonstige als Nikotinflüssigkeiten, die mit einer elektronischen Zigarette verdampft werden, mit Wirkung vom 20. Mai 2017.
§ 127 Übergangsbestimmungen zu Packungen
§ 10 Absatz 1 Unterabsatz 2 sowie Abschnitt 6 gelten für die Packungen von Zigaretten und Tabak zum Selbstdrehen mit Wirkung vom 20. Mai 2019 und für Packungen sonstiger Tabakerzeugnisse mit Wirkung vom 20. Mai 2024. Vor den genannten Fristen gelten für Erkennbarkeit und Rückverfolgbarkeit von Packungen die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes gültigen Bestimmungen.
Rauchtabakerzeugnisse dürfen bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in Packungen gemäß den bisher geltenden Vorschriften bis zum 20. Mai 2017 verkauft oder in anderer Weise an Verbraucher abgegeben werden.
Pflanzliche Raucherzeugnisse, deren Packungen nicht diesem Gesetz entsprechen, dürfen unbeschadet § 42 bis zum 20. Mai 2017 verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden.
§ 128 Übergangsbestimmungen zu Einzel- und Großhandel
Sonstige rauchlose Tabakerzeugnisse als Tabak zum oralen Gebrauch dürfen unbeschadet § 57 noch für ein Jahr nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden.
Nikotinflüssigkeiten dürfen gemäß § 47 gewerblich im Einzelhandel noch für sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes verkauft oder in anderer Weise abgegeben werden, sofern eine Meldung gemäß § 53 bei der zuständigen Gemeinde innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes erfolgt ist.
Einzelhandel mit Tabakerzeugnissen und Nikotinflüssigkeiten darf auf Schiffen und in Flugzeugen im Verkehr zwischen Finnland dem Ausland für sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgeübt werden, sofern eine Meldung gemäß § 54 bei der Valvira innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes erfolgt ist.
Tabakerzeugnisse und Nikotinflüssigkeiten dürfen im Großhandel noch für sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes verkauft oder in anderer Weise an den Einzelhandel abgegeben werden, sofern eine Großhandelsanmeldung gemäß § 55 bei der zuständigen Gemeinde innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes erfolgt ist.
§ 129 Übergangsbestimmungen zur Lizenzen
Die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgrund des alten Gesetzes erteilten Einzelhandelslizenzen bleiben mit Ausnahme der Einzelhandelslizenzen für Schiffe und Flugzeuge im Verkehr zwischen Finnland dem Ausland in Kraft, diese laufen mit Inkrafttreten dieses Gesetzes aus.
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